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Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

Teil 1 Allgemeine Vorschriften

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920
§ 1 Ziele und Begriffe der Berufsbildung

(1) Berufsbildung im Sinne dieses Gesetzes sind die Berufsausbildungsvorbereitung, die Berufsausbildung,
die berufliche Fortbildung und die berufliche Umschulung.

(2) Die Berufsausbildungsvorbereitung dient dem Ziel, durch die Vermittlung von Grundlagen fiir den
Erwerb beruflicher Handlungsfahigkeit an eine Berufsausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf
heranzufihren.

(3) 'Die Berufsausbildung hat die fir die Austibung einer qualifizierten beruflichen Tatigkeit in einer sich
wandelnden Arbeitswelt notwendigen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fahigkeiten (berufliche

Handlungsfahigkeit) in einem geordneten Ausbildungsgang zu vermitteln. ?Sie hat ferner den Erwerb der
erforderlichen Berufserfahrungen zu ermdglichen.

(4) Die berufliche Fortbildung soll es ermdéglichen,

1. die berufliche Handlungsfahigkeit durch eine Anpassungsfortbildung zu erhalten und anzupassen
oder
2. die berufliche Handlungsfahigkeit durch eine Fortbildung der héherqualifizierenden Berufsbildung

zu erweitern und beruflich aufzusteigen.

(5) Die berufliche Umschulung soll zu einer anderen beruflichen Tatigkeit befahigen.
FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 2 Lernorte der Berufsbildung

(1) Berufsbildung wird durchgefihrt

1. in Betrieben der Wirtschaft, in vergleichbaren Einrichtungen auBerhalb der Wirtschaft, insbeson-
dere des offentlichen Dienstes, der Angehérigen freier Berufe und in Haushalten (betriebliche Be-
rufsbildung),

2. in berufsbildenden Schulen (schulische Berufsbildung) und

3. in sonstigen Berufsbildungseinrichtungen auBerhalb der schulischen und betrieblichen Berufsbil-
dung (aulerbetriebliche Berufsbildung).

(2) Die Lernorte nach Absatz 1 wirken bei der Durchfuhrung der Berufsbildung zusammen (Lernortkoope-
ration).
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(3) 'Teile der Berufsausbildung kénnen im Ausland durchgefuhrt werden, wenn dies dem Ausbildungsziel

dient. 2Ihre Gesamtdauer soll ein Viertel der in der Ausbildungsordnung festgelegten Ausbildungsdauer
nicht Uberschreiten.

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920
§ 3 Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt fir die Berufsbildung, soweit sie nicht in berufshildenden Schulen durchgeflihrt wird,
die den Schulgesetzen der Lander unterstehen.

(2) Dieses Gesetz gilt nicht fiir

1. die Berufsbildung, die in berufsqualifizierenden oder vergleichbaren Studiengangen an Hochschu-
len auf der Grundlage des Hochschulrahmengesetzes und der Hochschulgesetze der Lander durch-
gefihrt wird,

2. die Berufsbildung in einem 6ffentlich-rechtlichen Dienstverhaltnis,

3. die Berufsbildung auf Kauffahrteischiffen, die nach dem Flaggenrechtsgesetz die Bundesflagge
fuhren, soweit es sich nicht um Schiffe der kleinen Hochseefischerei oder der Kiistenfischerei han-
delt.

(3) Flr die Berufsbildung in Berufen der Handwerksordnung gelten die §§ 4 bis 9, 27 bis 49, 53 bis 70, 76 bis
80 sowie 101 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 sowie Nummer 6 bis 10 nicht; insoweit gilt die Handwerksordnung.

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

Teil 2 Berufsbildung

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

Kapitel 1 Berufsausbildung

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

Abschnitt 1 Ordnung der Berufsausbil-
dung; Anerkennung von Ausbildungsberufen

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 | 920
§ 4 Anerkennung von Ausbildungsberufen
(1) Als Grundlage fiir eine geordnete und einheitliche Berufsausbildung kann das Bundesministerium flr
Wirtschaft und Energie oder das sonst zustandige Fachministerium im Einvernehmen mit dem Bundesmi-

nisterium fir Bildung und Forschung durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates
bedarf, Ausbildungsberufe staatlich anerkennen und hierflr Ausbildungsordnungen nach § 5 erlassen.
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(2) Fur einen anerkannten Ausbildungsberuf darf nur nach der Ausbildungsordnung ausgebildet werden.

(3) In anderen als anerkannten Ausbildungsberufen durfen Jugendliche unter 18 Jahren nicht ausgebildet
werden, soweit die Berufsausbildung nicht auf den Besuch weiterfiihrender Bildungsgange vorbereitet.

(4) Wird die Ausbildungsordnung eines Ausbildungsberufs aufgehoben oder geandert, so sind fur beste-
hende Berufsausbildungsverhaltnisse weiterhin die Vorschriften, die bis zum Zeitpunkt der Aufhebung
oder der Anderung gelten, anzuwenden, es sei denn, die &ndernde Verordnung sieht eine abweichende
Regelung vor.

(5) Das zustandige Fachministerium informiert die Lander friihzeitig Gber Neuordnungskonzepte und be-
zieht sie in die Abstimmung ein.

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920

§ 5 Ausbildungsordnung

(1) 'Die Ausbildungsordnung hat festzulegen

1. die Bezeichnung des Ausbildungsberufes, der anerkannt wird,
2. die Ausbildungsdauer; sie soll nicht mehr als drei und nicht weniger als zwei Jahre betragen,
3. die beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fahigkeiten, die mindestens Gegenstand der Berufs-

ausbildung sind (Ausbildungsberufsbild),

4. eine Anleitung zur sachlichen und zeitlichen Gliederung der Vermittlung der beruflichen Fertigkei-
ten, Kenntnisse und Fahigkeiten (Ausbildungsrahmenplan),

5. die Prifungsanforderungen.

’Bei der Festlegung der Fertigkeiten, Kenntnisse und Fahigkeiten nach Satz 1 Nummer 3 ist insbesondere
die technologische und digitale Entwicklung zu beachten.

(2) 'Die Ausbildungsordnung kann vorsehen,

1. dassdie Berufsausbildung in sachlich und zeitlich besonders gegliederten, aufeinander aufbauenden
Stufen erfolgt; nach den einzelnen Stufen soll ein Ausbildungsabschluss vorgesehen werden, der
sowohl zu einer qualifizierten beruflichen Tatigkeit im Sinne des § 1 Absatz 3 befahigt als auch die
Fortsetzung der Berufsausbildung in weiteren Stufen ermdglicht (Stufenausbildung),

2. dass die Abschlussprufung in zwei zeitlich auseinanderfallenden Teilen durchgefthrt wird,

2a. dass im Fall einer Regelung nach Nummer 2 bei nicht bestandener Abschlussprifung in einem
drei- oder dreieinhalbjahrigen Ausbildungsberuf, der auf einem zweijahrigen Ausbildungsberuf auf-
baut, der Abschluss des zweijahrigen Ausbildungsberufs erworben wird, sofern im ersten Teil der
Abschlussprifung mindestens ausreichende Prifungsleistungen erbracht worden sind,

2b. dass Auszubildende bei erfolgreichem Abschluss eines zweijahrigen Ausbildungsberufs vom ersten
Teil der Abschlussprufung oder einer Zwischenprifung eines darauf aufbauenden drei- oder dreiein-
halbjahrigen Ausbildungsberufs befreit sind,

3. dass abweichend von § 4 Absatz 4 die Berufsausbildung in diesem Ausbildungsberuf unter Anrech-
nung der bereits zurlckgelegten Ausbildungszeit fortgesetzt werden kann, wenn die Vertragspartei-
en dies vereinbaren,

4. dass auf die Dauer der durch die Ausbildungsordnung geregelten Berufsausbildung die Dauer einer
anderen abgeschlossenen Berufsausbildung ganz oder teilweise anzurechnen ist,

5. dass lUber das in Absatz 1 Nummer 3 beschriebene Ausbildungsberufsbild hinaus zusatzliche beruf-
liche Fertigkeiten, Kenntnisse und Fahigkeiten vermittelt werden kdnnen, die die berufliche Hand-
lungsfahigkeit erganzen oder erweitern,
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6. dass Teile der Berufsausbildung in geeigneten Einrichtungen auRerhalb der Ausbildungsstatte durch-
geflhrt werden, wenn und soweit es die Berufsausbildung erfordert (Uberbetriebliche Berufsausbil-
dung).

’Im Fall des Satzes 1 Nummer 2a bedarf es eines Antrags der Auszubildenden. ’Im Fall des Satzes 1

Nummer 4 bedarf es der Vereinbarung der Vertragsparteien. “Im Rahmen der Ordnungsverfahren soll
stets gepruft werden, ob Regelungen nach Nummer 1, 2, 2a, 2b und 4 sinnvoll und méglich sind.

FuBnoten

(+++ § 5 Abs. 2 Satz 1. Zur Weiteranwendung in der bis zum 5.4.2017 geltenden Fassung vgl. § 103
(frGher § 104) +++)
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 6 Erprobung neuer Ausbildungs- und Priifungsformen

Zur Entwicklung und Erprobung neuer Ausbildungs- und Prifungsformen kann das Bundesministerium
fur Wirtschaft und Energie oder das sonst zustandige Fachministerium im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium fur Bildung und Forschung nach Anhérung des Hauptausschusses des Bundesinstituts fur
Berufsbildung durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, Ausnahmen
von § 4 Absatz 2 und 3 sowie den §§ 5, 37 und 48 zulassen, die auch auf eine bestimmte Art und Zahl von
Ausbildungsstatten beschrankt werden kénnen.

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920

§ 7 Anrechnung beruflicher Vorbildung auf die Ausbildungsdauer

(1) 'Die Landesregierungen kénnen nach Anhérung des Landesausschusses flr Berufsbildung durch
Rechtsverordnung bestimmen, dass der Besuch eines Bildungsganges berufsbildender Schulen oder die
Berufsausbildung in einer sonstigen Einrichtung ganz oder teilweise auf die Ausbildungsdauer angerech-

net wird. °Die Ermachtigung kann durch Rechtsverordnung auf oberste Landesbehdrden weiter Ubertra-
gen werden.

(2) List keine Rechtsverordnung nach Absatz 1 erlassen, kann eine Anrechnung durch die zustandige Stelle

im Einzelfall erfolgen. ’Fir die Entscheidung Uber die Anrechnung auf die Ausbildungsdauer kann der
Hauptausschuss des Bundesinstituts fiir Berufsbildung Empfehlungen beschlieen.

(3) 'Die Anrechnung bedarf des gemeinsamen Antrags der Auszubildenden und der Ausbildenden. ’Der

Antrag ist an die zustandige Stelle zu richten. ’Er kann sich auf Teile des hdchstzulassigen Anrechnungs-
zeitraums beschranken.

(4) Ein Anrechnungszeitraum muss in ganzen Monaten durch sechs teilbar sein.
FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 7a Teilzeitberufsausbildung

(1) 'Die Berufsausbildung kann in Teilzeit durchgefihrt werden. Im Berufsausbildungsvertrag ist fur die
gesamte Ausbildungszeit oder fur einen bestimmten Zeitraum der Berufsausbildung die Verkirzung der

taglichen oder der wéchentlichen Ausbildungszeit zu vereinbaren. ’Die Klrzung der taglichen oder der
wochentlichen Ausbildungszeit darf nicht mehr als 50 Prozent betragen.

(2) 'Die Dauer der Teilzeitberufsausbildung verlangert sich entsprechend, hochstens jedoch bis zum Ein-
einhalbfachen der Dauer, die in der Ausbildungsordnung fur die betreffende Berufsausbildung in Vollzeit

festgelegt ist. ’Die Dauer der Teilzeitberufsausbildung ist auf ganze Monate abzurunden. 35 8 Absatz 2
bleibt unberihrt.
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(3) Auf Verlangen der Auszubildenden verlangert sich die Ausbildungsdauer auch Uber die Héchstdauer
nach Absatz 2 Satz 1 hinaus bis zur nachsten maéglichen Abschlussprifung.

(4) Der Antrag auf Eintragung des Berufsausbildungsvertrages nach § 36 Absatz 1 in das Verzeichnis der
Berufsausbildungsverhaltnisse fur eine Teilzeitberufsausbildung kann mit einem Antrag auf Verkirzung
der Ausbildungsdauer nach § 8 Absatz 1 verbunden werden.
FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920

§ 8 Verkiirzung oder Verlangerung der Ausbildungsdauer
(1) Auf gemeinsamen Antrag der Auszubildenden und der Ausbildenden hat die zustandige Stelle die Aus-

bildungsdauer zu klrrzen, wenn zu erwarten ist, dass das Ausbildungsziel in der geklrzten Dauer erreicht
wird.

(2) 1In Ausnahmefallen kann die zustandige Stelle auf Antrag Auszubildender die Ausbildungsdauer ver-

langern, wenn die Verlangerung erforderlich ist, um das Ausbildungsziel zu erreichen. %Vor der Entschei-
dung Uber die Verlangerung sind die Ausbildenden zu héren.

(3) Fir die Entscheidung Uber die Verklrzung oder Verlangerung der Ausbildungsdauer kann der Haupt-
ausschuss des Bundesinstituts fiir Berufsbildung Empfehlungen beschlielen.

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920
§ 9 Regelungsbefugnis

Soweit Vorschriften nicht bestehen, regelt die zustandige Stelle die Durchfiihrung der Berufsausbildung
im Rahmen dieses Gesetzes.

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

Abschnitt 2 Berufsausbildungsverhaltnis

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

Unterabschnitt 1 Begriindung des Ausbildungsverhaltnisses

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920
§ 10 Vertrag

(1) Wer andere Personen zur Berufsausbildung einstellt (Ausbildende), hat mit den Auszubildenden einen
Berufsausbildungsvertrag zu schlieBen.

(2) Auf den Berufsausbildungsvertrag sind, soweit sich aus seinem Wesen und Zweck und aus diesem

Gesetz nichts anderes ergibt, die flr den Arbeitsvertrag geltenden Rechtsvorschriften und Rechtsgrund-
satze anzuwenden.
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(3) SchlieBen die gesetzlichen Vertreter oder Vertreterinnen mit ihrem Kind einen Berufsausbildungsver-
trag, so sind sie von dem Verbot des § 181 des Blrgerlichen Gesetzbuchs befreit.

(4) Ein Mangel in der Berechtigung, Auszubildende einzustellen oder auszubilden, berthrt die Wirksamkeit
des Berufsausbildungsvertrages nicht.

(5) Zur Erfallung der vertraglichen Verpflichtungen der Ausbildenden kénnen mehrere naturliche oder ju-
ristische Personen in einem Ausbildungsverbund zusammenwirken, soweit die Verantwortlichkeit far die
einzelnen Ausbildungsabschnitte sowie fur die Ausbildungszeit insgesamt sichergestellt ist (Verbundaus-
bildung).

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920

§ 11 Vertragsniederschrift

(1) *Ausbildende haben unverzlglich nach Abschluss des Berufsausbildungsvertrages, spatestens vor
Beginn der Berufsausbildung, den wesentlichen Inhalt des Vertrages gemal Satz 2 schriftlich niederzu-

legen; die elektronische Form ist ausgeschlossen. %In die Niederschrift sind mindestens aufzunehmen

1. Name und Anschrift der Ausbildenden sowie der Auszubildenden, bei Minderjahrigen zusatzlich
Name und Anschrift ihrer gesetzlichen Vertreter oder Vertreterinnen,

2. Art, sachliche und zeitliche Gliederung sowie Ziel der Berufsausbildung, insbesondere die Be-
rufstatigkeit, flr die ausgebildet werden soll,

3. Beginn und Dauer der Berufsausbildung,

4, die Ausbildungsstatte und Ausbildungsmalnahmen auferhalb der Ausbildungsstatte,

5. Dauer der regelmaBigen taglichen Ausbildungszeit,

6. Dauer der Probezeit,

7. Zahlung und Hohe der Vergutung sowie deren Zusammensetzung, sofern sich die Vergitung
aus verschiedenen Bestandteilen zusammensetzt,

8. Vergiitung oder Ausgleich von Uberstunden,

9. Dauer des Urlaubs,

10.  Voraussetzungen, unter denen der Berufsausbildungsvertrag gekindigt werden kann,

11. einin allgemeiner Form gehaltener Hinweis auf die Tarifvertrage, Betriebs- oder Dienstvereinba-
rungen, die auf das Berufsausbildungsverhaltnis anzuwenden sind,

12.  die Form des Ausbildungsnachweises nach § 13 Satz 2 Nummer 7.

(2) Die Niederschrift ist von den Ausbildenden, den Auszubildenden und deren gesetzlichen Vertretern
und Vertreterinnen zu unterzeichnen.

(3) Ausbildende haben den Auszubildenden und deren gesetzlichen Vertretern und Vertreterinnen eine
Ausfertigung der unterzeichneten Niederschrift unverziglich auszuhandigen.

(4) Bei Anderungen des Berufsausbildungsvertrages gelten die Absatze 1 bis 3 entsprechend.
FuBnoten

(+++ § 11 Abs. 1 Satz 2: Zur Weiteranwendung in der bis zum 5.4.2017 geltenden Fassung vgl. § 103
(friher § 104) +++)

§ 11: Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 | 920

§ 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1: Eingef. durch Art. 2 Nr. 1 Buchst. a G v. 20.7.2022 1 1174 mWyv 1.8.2022

§ 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 u. 3: Friher Nr. 1 u. 2 gem. Art. 2 Nr. 1 Buchst. b G v. 20.7.2022 | 1174 mWyv
1.8.2022
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§ 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4: Friher Nr. 3 gem. u. idF d. Art. 2 Nr. 1 Buchst. ¢ Gv. 20.7.2022 1 1174 mWv

1.8.2022
§ 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 u. 6: Friher Nr. 4 u. 5 gem. Art. 2 Nr. 1 Buchst. d G v. 20.7.2022 1 1174 mWv

1.8.2022
§ 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 7: Friher Nr. 6 gem. u. idF d. Art. 2 Nr. 1 Buchst. e G v. 20.7.2022 1 1174 mWv

1.8.2022

§ 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 8: Eingef. durch Art. 2 Nr. 1 Buchst. f G v. 20.7.2022 1 1174 mWv 1.8.2022

§ 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 9 bis 12: Fruher Nr. 7 bis 10 gem. Art. 2 Nr. 1 Buchst. g G v. 20.7.2022 11174
mWyv 1.8.2022

§ 12 Nichtige Vereinbarungen

(1) 'Eine Vereinbarung, die Auszubildende fir die Zeit nach Beendigung des Berufsausbildungsverhaltnis-

ses in der Ausubung ihrer beruflichen Tatigkeit beschrankt, ist nichtig. “Dies gilt nicht, wenn sich Auszu-
bildende innerhalb der letzten sechs Monate des Berufsausbildungsverhaltnisses dazu verpflichten, nach
dessen Beendigung mit den Ausbildenden ein Arbeitsverhaltnis einzugehen.

(2) Nichtig ist eine Vereinbarung Uber

1. die Verpflichtung Auszubildender, fir die Berufsausbildung eine Entschadigung zu zahlen,
2. Vertragsstrafen,

3. den Ausschluss oder die Beschrankung von Schadensersatzansprichen,

4. die Festsetzung der Hohe eines Schadensersatzes in Pauschbetragen.

Fullnoten

Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

Unterabschnitt 2 Pflichten der Auszubildenden

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 13 Verhalten wahrend der Berufsausbildung

! Auszubildende haben sich zu bemiihen, die berufliche Handlungsfahigkeit zu erwerben, die zum Erreichen
des Ausbildungsziels erforderlich ist. ?Sie sind insbesondere verpflichtet,

1. die ihnen im Rahmen ihrer Berufsausbildung aufgetragenen Aufgaben sorgfaltig auszufihren,
2. an AusbildungsmaBnahmen teilzunehmen, flr die sie nach § 15 freigestellt werden,
3. den Weisungen zu folgen, die ihnen im Rahmen der Berufsausbildung von Ausbildenden, von Aus-

bildern oder Ausbilderinnen oder von anderen weisungsberechtigten Personen erteilt werden,

4, die fur die Ausbildungsstatte geltende Ordnung zu beachten,

5. Werkzeug, Maschinen und sonstige Einrichtungen pfleglich zu behandeln,
6. Uber Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse Stillschweigen zu wahren,

7. einen schriftlichen oder elektronischen Ausbildungsnachweis zu flhren.
FulBnoten

(+++ § 13 Satz 2: Zur Weiteranwendung in der bis zum 5.4.2017 geltenden Fassung vgl. § 103 (friher §
104) +++)
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920
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Unterabschnitt 3 Pflichten der Ausbildenden

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 14 Berufsausbhildung
(1) Ausbildende haben

1. dafir zu sorgen, dass den Auszubildenden die berufliche Handlungsfahigkeit vermittelt wird, die
zum Erreichen des Ausbildungsziels erforderlich ist, und die Berufsausbildung in einer durch ihren
Zweck gebotenen Form planmaRig, zeitlich und sachlich gegliedert so durchzufihren, dass das
Ausbildungsziel in der vorgesehenen Ausbildungszeit erreicht werden kann,

2. selbst auszubilden oder einen Ausbilder oder eine Ausbilderin ausdrucklich damit zu beauftragen,

3. Auszubildenden kostenlos die Ausbildungsmittel, insbesondere Werkzeuge, Werkstoffe und Fach-
literatur zur Verfigung zu stellen, die zur Berufsausbildung und zum Ablegen von Zwischen- und
Abschlusspriifungen, auch soweit solche nach Beendigung des Berufsausbildungsverhaltnisses
stattfinden, erforderlich sind,

4, Auszubildende zum Besuch der Berufsschule anzuhalten,

5. daflir zu sorgen, dass Auszubildende charakterlich geférdert sowie sittlich und kérperlich nicht
gefahrdet werden.

(2) *Ausbildende haben Auszubildende zum Fihren der Ausbildungsnachweise nach § 13 Satz 2 Nummer

7 anzuhalten und diese regelmaBig durchzusehen. ’Den Auszubildenden ist Gelegenheit zu geben, den
Ausbildungsnachweis am Arbeitsplatz zu fUhren.

(3) Auszubildenden dirfen nur Aufgaben Ubertragen werden, die dem Ausbildungszweck dienen und ihren
kérperlichen Kraften angemessen sind.

FuBnoten

(+++ § 14: Zur Weiteranwendung in der bis zum 5.4.2017 geltenden Fassung vgl. § 103 (friher § 104)
++4)
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 15 Freistellung, Anrechnung
(1) Ausbildende dirfen Auszubildende vor einem vor 9 Uhr beginnenden Berufsschulunterricht nicht be-
schaftigen. ?Sje haben Auszubildende freizustellen

1. fur die Teilnahme am Berufsschulunterricht,

2. an einem Berufsschultag mit mehr als funf Unterrichtsstunden von mindestens je 45 Minuten,
einmal in der Woche,

3. in Berufsschulwochen mit einem planmaRigen Blockunterricht von mindestens 25 Stunden an min-
destens funf Tagen,

4, fur die Teilnahme an Prufungen und AusbildungsmaBnahmen, die auf Grund 6ffentlich-rechtlicher
oder vertraglicher Bestimmungen auBerhalb der Ausbildungsstatte durchzufuhren sind, und

5. an dem Arbeitstag, der der schriftlichen Abschlusspriifung unmittelbar vorangeht.

3Im Fall von Satz 2 Nummer 3 sind zusatzliche betriebliche Ausbildungsveranstaltungen bis zu zwei Stun-
den wdchentlich zuldssig.
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(2) Auf die Ausbildungszeit der Auszubildenden werden angerechnet

1. die Berufsschulunterrichtszeit einschlieBlich der Pausen nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1,

2. Berufsschultage nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 mit der durchschnittlichen taglichen Ausbildungs-
zeit,

3. Berufsschulwochen nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 mit der durchschnittlichen wdchentlichen
Ausbildungszeit,

4. die Freistellung nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 mit der Zeit der Teilnahme einschlieflich der
Pausen und

5. die Freistellung nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 mit der durchschnittlichen taglichen Ausbildungs-
zeit.

(3) Fur Auszubildende unter 18 Jahren gilt das Jugendarbeitsschutzgesetz.
FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920

§ 16 Zeugnis

(1) 'Ausbildende haben den Auszubildenden bei Beendigung des Berufsausbildungsverhaltnisses ein

schriftliches Zeugnis auszustellen. “Die elektronische Form ist ausgeschlossen. Haben Ausbildende die
Berufsausbildung nicht selbst durchgefiihrt, so soll auch der Ausbilder oder die Ausbilderin das Zeugnis
unterschreiben.

(2) 'Das Zeugnis muss Angaben enthalten Uber Art, Dauer und Ziel der Berufsausbildung sowie Uber

die erworbenen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fahigkeiten der Auszubildenden. Auf Verlangen
Auszubildender sind auch Angaben Uber Verhalten und Leistung aufzunehmen.

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

Unterabschnitt 4 Vergiitung

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.20201 920

§ 17 Vergutungsanspruch und Mindestvergiitung

(1) LAusbildende haben Auszubildenden eine angemessene Vergutung zu gewahren. Die Vergutung steigt
mit fortschreitender Berufsausbildung, mindestens jahrlich, an.

(2) 'Die Angemessenheit der Vergltung ist ausgeschlossen, wenn sie folgende monatliche Mindestvergi-
tung unterschreitet:

1. im ersten Jahr einer Berufsausbildung

a) 515 Euro, wenn die Berufsausbildung im Zeitraum vom 1. Januar 2020 bis zum 31. De-
zember 2020 begonnen wird,

b) 550 Euro, wenn die Berufsausbildung im Zeitraum vom 1. Januar 2021 bis zum 31. De-
zember 2021 begonnen wird,
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) 585 Euro, wenn die Berufsausbildung im Zeitraum vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezem-
ber 2022 begonnen wird, und

d) 620 Euro, wenn die Berufsausbildung im Zeitraum vom 1. Januar 2023 bis zum 31. De-
zember 2023 begonnen wird,

2. im zweiten Jahr einer Berufsausbildung den Betrag nach Nummer 1 flr das jeweilige Jahr, in dem
die Berufsausbildung begonnen worden ist, zuziiglich 18 Prozent,

3. im dritten Jahr einer Berufsausbildung den Betrag nach Nummer 1 fir das jeweilige Jahr, in dem
die Berufsausbildung begonnen worden ist, zuzliglich 35 Prozent und

4, im vierten Jahr einer Berufsausbildung den Betrag nach Nummer 1 flr das jeweilige Jahr, in dem
die Berufsausbildung begonnen worden ist, zuziglich 40 Prozent.

’Die Hohe der Mindestvergitung nach Satz 1 Nummer 1 wird zum 1. Januar eines jeden Jahres, erstmals

zum 1. Januar 2024, fortgeschrieben. ’Die Fortschreibung entspricht dem rechnerischen Mittel der nach §
88 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe g erhobenen Ausbildungsvergitungen im Vergleich der beiden

dem Jahr der Bekanntgabe vorausgegangenen Kalenderjahre. “Dabei ist der sich ergebende Betrag bis

unter 0,50 Euro abzurunden sowie von 0,50 Euro an aufzurunden. *Das Bundesministerium fiir Bildung
und Forschung gibt jeweils spatestens bis zum 1. November eines jeden Kalenderjahres die Hohe der
Mindestvergitung nach Satz 1 Nummer 1 bis 4, die fir das folgende Kalenderjahr mafgebend ist, im

Bundesgesetzblatt bekannt. ®Die nach den Satzen 2 bis 5 fortgeschriebene Hohe der Mindestvergutung fur
das erste Jahr einer Berufsausbildung gilt fur Berufsausbildungen, die im Jahr der Fortschreibung begonnen

werden. "Die Aufschlage nach Satz 1 Nummer 2 bis 4 flr das zweite bis vierte Jahr einer Berufsausbildung
sind auf der Grundlage dieses Betrages zu berechnen.

(3) lAngemessen ist auch eine flr den Ausbildenden nach § 3 Absatz 1 des Tarifvertragsgesetzes gelten-
de tarifvertragliche Vergutungsregelung, durch die die in Absatz 2 genannte jeweilige Mindestvergitung

unterschritten wird. °Nach Ablauf eines Tarifvertrages nach Satz 1 gilt dessen Vergutungsregelung far
bereits begrindete Ausbildungsverhaltnisse weiterhin als angemessen, bis sie durch einen neuen oder
ablésenden Tarifvertrag ersetzt wird.

(4) Die Angemessenheit der vereinbarten Vergutung ist auch dann, wenn sie die Mindestvergutung nach
Absatz 2 nicht unterschreitet, in der Regel ausgeschlossen, wenn sie die Hdhe der in einem Tarifvertrag
geregelten Vergutung, in dessen Geltungsbereich das Ausbildungsverhaltnis fallt, an den der Ausbildende
aber nicht gebunden ist, um mehr als 20 Prozent unterschreitet.

(5) 'Bei einer Teilzeitberufsausbildung kann eine nach den Absatzen 2 bis 4 zu gewahrende Vergutung

unterschritten werden. “Die Angemessenheit der Vergutung ist jedoch ausgeschlossen, wenn die prozen-
tuale Kirzung der Vergltung hoéher ist als die prozentuale Kiurzung der taglichen oder der wdchentlichen

Arbeitszeit. >Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 bis 4, auch in Verbindung mit Absatz 2 Satz
2 bis 7, sind mit der MaBgabe anzuwenden, dass flr die nach § 7a Absatz 2 Satz 1 verlangerte Dauer der
Teilzeitberufsausbildung kein weiterer Anstieg der Vergutung erfolgen muss.

(6) Sachleistungen kdnnen in Hohe der nach § 17 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des Vierten Buches Sozial-
gesetzbuch festgesetzten Sachbezugswerte angerechnet werden, jedoch nicht Gber 75 Prozent der Brut-
tovergutung hinaus.

(7) Eine Uber die vereinbarte regelmaRige tagliche Ausbildungszeit hinausgehende Beschaftigung ist be-
sonders zu verguten oder durch die Gewahrung entsprechender Freizeit auszugleichen.

FuBnoten

(+++ § 17: Zur Anwendung in der bis zum Ablauf des 31.12.2019 geltenden Fassung vgl. § 106 Abs. 1
+++)

Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 17 Abs. 5 Satz 3: Eingef. durch Art. 3 Nr. 1 G v. 28.6.2022 1 969 mWv 1.7.2022

§ 18 Bemessung und Falligkeit der Vergiitung
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(1) 'Die Vergutung bemisst sich nach Monaten. “Bej Berechnung der Vergutung fur einzelne Tage wird
der Monat zu 30 Tagen gerechnet.

(2) Ausbildende haben die Vergltung fur den laufenden Kalendermonat spatestens am letzten Arbeitstag
des Monats zu zahlen.

(3) 1Gilt fiir Ausbildende nicht nach § 3 Absatz 1 des Tarifvertragsgesetzes eine tarifvertragliche Vergu-
tungsregelung, sind sie verpflichtet, den bei ihnen beschaftigten Auszubildenden spatestens zu dem in
Absatz 2 genannten Zeitpunkt eine Vergitung mindestens in der bei Beginn der Berufsausbildung gelten-

den Hohe der Mindestvergiitung nach § 17 Absatz 2 Satz 1 zu zahlen. ?satz 1 findet bei einer Teilzeitbe-
rufsausbildung mit der MaBgabe Anwendung, dass die Vergutungshéhe unter Beriicksichtigung des § 17
Absatz 5 Satz 3 mindestens dem prozentualen Anteil an der Arbeitszeit entsprechen muss.

FuBnoten

Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920
§ 18 Abs. 3 Satz 2: IdF d. Art. 3 Nr. 2 G v. 28.6.2022 1 969 mWv 1.7.2022

§ 19 Fortzahlung der Vergiitung

(1) Auszubildenden ist die Vergltung auch zu zahlen

1. fUr die Zeit der Freistellung (§ 15),

2. bis zur Dauer von sechs Wochen, wenn sie

a) sich fur die Berufsausbildung bereithalten, diese aber ausfallt oder

b) aus einem sonstigen, in ihrer Person liegenden Grund unverschuldet verhindert sind, ihre
Pflichten aus dem Berufsausbildungsverhaltnis zu erflllen.

(2) Kénnen Auszubildende wahrend der Zeit, fur welche die Vergutung fortzuzahlen ist, aus berechtigtem
Grund Sachleistungen nicht abnehmen, so sind diese nach den Sachbezugswerten (§ 17 Absatz 6) abzu-
gelten.

FuBnoten

Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920

Unterabschnitt 5 Beginn und Beendi-
gung des Ausbildungsverhiltnisses

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 20 Probezeit

'Das Berufsausbildungsverhaltnis beginnt mit der Probezeit. ?Sie muss mindestens einen Monat und darf
hdchstens vier Monate betragen.

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920

§ 21 Beendigung

(1) 'Das Berufsausbildungsverhaltnis endet mit dem Ablauf der Ausbildungsdauer. ’Im Falle der Stufen-
ausbildung endet es mit Ablauf der letzten Stufe.
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(2) Bestehen Auszubildende vor Ablauf der Ausbildungsdauer die Abschlussprifung, so endet das Berufs-
ausbildungsverhaltnis mit Bekanntgabe des Ergebnisses durch den Prifungsausschuss.

(3) Bestehen Auszubildende die Abschlussprufung nicht, so verlangert sich das Berufsausbildungsverhalt-
nis auf ihr Verlangen bis zur nachstmdglichen Wiederholungsprifung, héchstens um ein Jahr.

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920
§ 22 Kiundigung

(1) Wahrend der Probezeit kann das Berufsausbildungsverhaltnis jederzeit ohne Einhalten einer Kiindi-
gungsfrist gekindigt werden.

(2) Nach der Probezeit kann das Berufsausbildungsverhaltnis nur gekiindigt werden

1. aus einem wichtigen Grund ohne Einhalten einer Kiindigungsfrist,

2. von Auszubildenden mit einer Kiindigungsfrist von vier Wochen, wenn sie die Berufsausbildung
aufgeben oder sich fur eine andere Berufstatigkeit ausbilden lassen wollen.

(3) Die Kiindigung muss schriftlich und in den Fallen des Absatzes 2 unter Angabe der Kiindigungsgriunde
erfolgen.

(4) TEine Kindigung aus einem wichtigen Grund ist unwirksam, wenn die ihr zugrunde liegenden Tatsa-

chen dem zur Kundigung Berechtigten langer als zwei Wochen bekannt sind. 2|t ein vorgesehenes Gu-
teverfahren vor einer auBergerichtlichen Stelle eingeleitet, so wird bis zu dessen Beendigung der Lauf
dieser Frist gehemmt.

Fulnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 23 Schadensersatz bei vorzeitiger Beendigung

(1) 'wird das Berufsausbildungsverhaltnis nach der Probezeit vorzeitig geldst, so kdnnen Ausbildende
oder Auszubildende Ersatz des Schadens verlangen, wenn die andere Person den Grund fur die Auflésung

zu vertreten hat. “Dies gilt nicht im Falle des § 22 Absatz 2 Nummer 2.

(2) Der Anspruch erlischt, wenn er nicht innerhalb von drei Monaten nach Beendigung des Berufsausbil-
dungsverhaltnisses geltend gemacht wird.

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

Unterabschnitt 6 Sonstige Vorschriften

FulRnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920
§ 24 Weiterarbeit

Werden Auszubildende im Anschluss an das Berufsausbildungsverhaltnis beschaftigt, ohne dass hieriber
ausdricklich etwas vereinbart worden ist, so gilt ein Arbeitsverhaltnis auf unbestimmte Zeit als begriindet.

FuBnoten
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Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920
§ 25 Unabdingbarkeit

Eine Vereinbarung, die zuungunsten Auszubildender von den Vorschriften dieses Teils des Gesetzes ab-
weicht, ist nichtig.

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920
§ 26 Andere Vertragsverhaltnisse

Soweit nicht ein Arbeitsverhaltnis vereinbart ist, gelten fiir Personen, die eingestellt werden, um berufliche
Fertigkeiten, Kenntnisse, Fahigkeiten oder berufliche Erfahrungen zu erwerben, ohne dass es sich um eine
Berufsausbildung im Sinne dieses Gesetzes handelt, die §§ 10 bis 16 und 17 Absatz 1, 6 und 7 sowie die §§
18 bis 23 und 25 mit der MaBgabe, dass die gesetzliche Probezeit abgekurzt, auf die Vertragsniederschrift
verzichtet und bei vorzeitiger Lésung des Vertragsverhaltnisses nach Ablauf der Probezeit abweichend
von § 23 Absatz 1 Satz 1 Schadensersatz nicht verlangt werden kann.

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920

Abschnitt 3 Eignung von Ausbildungsstatte und Ausbildungspersonal

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920
§ 27 Eignung der Ausbildungsstatte

(1) Auszubildende dirfen nur eingestellt und ausgebildet werden, wenn

1. die Ausbildungsstatte nach Art und Einrichtung fur die Berufsausbildung geeignet ist und

2. die Zahl der Auszubildenden in einem angemessenen Verhaltnis zur Zahl der Ausbildungsplatze
oder zur Zahl der beschaftigten Fachkrafte steht, es sei denn, dass anderenfalls die Berufsausbil-
dung nicht gefahrdet wird.

(2) Eine Ausbildungsstatte, in der die erforderlichen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fahigkeiten
nicht im vollen Umfang vermittelt werden kénnen, gilt als geeignet, wenn diese durch AusbildungsmaR-
nahmen auBerhalb der Ausbildungsstatte vermittelt werden.

(3) 'Eine Ausbildungsstatte ist nach Art und Einrichtung fiir die Berufsausbildung in Berufen der Landwirt-
schaft, einschlieRlich der Iandlichen Hauswirtschaft, nur geeignet, wenn sie von der nach Landesrecht

zustandigen Behoérde als Ausbildungsstatte anerkannt ist. ’Das Bundesministerium far Ernahrung und
Landwirtschaft kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fur Bildung und Forschung nach An-
hdérung des Hauptausschusses des Bundesinstituts fur Berufsbildung durch Rechtsverordnung, die nicht
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, Mindestanforderungen fir die GréRRe, die Einrichtung und den
Bewirtschaftungszustand der Ausbildungsstatte festsetzen.

(4) 'Eine Ausbildungsstatte ist nach Art und Einrichtung flr die Berufsausbildung in Berufen der Hauswirt-
schaft nur geeignet, wenn sie von der nach Landesrecht zustandigen Behdrde als Ausbildungsstatte an-

erkannt ist. °Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie kann im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium fur Bildung und Forschung nach Anhérung des Hauptausschusses des Bundesinstituts fiir Be-
rufsbildung durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, Mindestanforde-
rungen flr die GroRe, die Einrichtung und den Bewirtschaftungszustand der Ausbildungsstatte festsetzen.
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Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920

§ 28 Eignung von Ausbildenden und Ausbildern oder Ausbilderinnen

(1) 'Auszubildende darf nur einstellen, wer personlich geeignet ist. Auszubildende darf nur ausbilden,
wer personlich und fachlich geeignet ist.

(2) Wer fachlich nicht geeignet ist oder wer nicht selbst ausbildet, darf Auszubildende nur dann einstellen,
wenn er personlich und fachlich geeignete Ausbilder oder Ausbilderinnen bestellt, die die Ausbildungsin-
halte in der Ausbildungsstatte unmittelbar, verantwortlich und in wesentlichem Umfang vermitteln.

(3) Unter der Verantwortung des Ausbilders oder der Ausbilderin kann bei der Berufsausbildung mitwirken,
wer selbst nicht Ausbilder oder Ausbilderin ist, aber abweichend von den besonderen Voraussetzungen des
§ 30 die fur die Vermittiung von Ausbildungsinhalten erforderlichen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse
und Fahigkeiten besitzt und persénlich geeignet ist.

FulBnoten

Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 29 Personliche Eignung
Personlich nicht geeignet ist insbesondere, wer

1. Kinder und Jugendliche nicht beschaftigen darf oder

2. wiederholt oder schwer gegen dieses Gesetz oder die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Vor-
schriften und Bestimmungen verstolRen hat.

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 30 Fachliche Eignung

(1) Fachlich geeignet ist, wer die beruflichen sowie die berufs- und arbeitspadagogischen Fertigkeiten,
Kenntnisse und Fahigkeiten besitzt, die fir die Vermittlung der Ausbildungsinhalte erforderlich sind.

(2) Die erforderlichen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fahigkeiten besitzt, wer

1. die Abschlussprifung in einer dem Ausbildungsberuf entsprechenden Fachrichtung bestanden hat,

2. eine anerkannte Prifung an einer Ausbildungsstatte oder vor einer Prifungsbehdrde oder eine Ab-
schlussprifung an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Schule in einer dem Ausbildungs-
beruf entsprechenden Fachrichtung bestanden hat,

3. eine Abschlussprifung an einer deutschen Hochschule in einer dem Ausbildungsberuf entspre-
chenden Fachrichtung bestanden hat oder

4, im Ausland einen Bildungsabschluss in einer dem Ausbildungsberuf entsprechenden Fachrichtung
erworben hat, dessen Gleichwertigkeit nach dem Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz oder an-
deren rechtlichen Regelungen festgestellt worden ist

und eine angemessene Zeit in seinem Beruf praktisch tatig gewesen ist.

(3) Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Energie oder das sonst zustandige Fachministerium kann
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fur Bildung und Forschung nach Anhérung des Hauptaus-
schusses des Bundesinstituts fir Berufsbildung durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des
Bundesrates bedarf, in den Fallen des Absatzes 2 Nummer 2 bestimmen, welche Prifungen fur welche
Ausbildungsberufe anerkannt werden.
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(4) Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Energie oder das sonst zustandige Fachministerium kann
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fur Bildung und Forschung nach Anhérung des Hauptaus-
schusses des Bundesinstituts flr Berufsbildung durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des
Bundesrates bedarf, fur einzelne Ausbildungsberufe bestimmen, dass abweichend von Absatz 2 die fur
die fachliche Eignung erforderlichen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fahigkeiten nur besitzt, wer

1. die Voraussetzungen des Absatzes 2 Nummer 2 oder 3 erfullt und eine angemessene Zeit in sei-
nem Beruf praktisch tatig gewesen ist oder

2. die Voraussetzungen des Absatzes 2 Nummer 3 erfiillt und eine angemessene Zeit in seinem Beruf
praktisch tatig gewesen ist oder

3. fur die Austbung eines freien Berufes zugelassen oder in ein éffentliches Amt bestellt ist.

(5) 'Das Bundesministerium far Bildung und Forschung kann nach Anhérung des Hauptausschusses des
Bundesinstituts fur Berufsbildung durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates
bedarf, bestimmen, dass der Erwerb berufs- und arbeitspadagogischer Fertigkeiten, Kenntnisse und Fa-

higkeiten gesondert nachzuweisen ist. ’Dabei kénnen Inhalt, Umfang und Abschluss der MaRnahmen fir
den Nachweis geregelt werden.

(6) Die nach Landesrecht zustéandige Behérde kann Personen, die die Voraussetzungen des Absatzes 2, 4
oder 5 nicht erflllen, die fachliche Eignung nach Anhérung der zustandigen Stelle widerruflich zuerkennen.

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.20201 920

§ 31 Europaklausel

(1) 'In den Fallen des § 30 Absatz 2 und 4 besitzt die fiir die fachliche Eignung erforderlichen beruflichen
Fertigkeiten, Kenntnisse und Fahigkeiten auch, wer die Voraussetzungen fur die Anerkennung seiner Be-
rufsqualifikation nach der Richtlinie 2005/36/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 7. Sep-
tember 2005 Uber die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABI. EU Nr. L 255, S. 22) erfiillt, sofern

er eine angemessene Zeit in seinem Beruf praktisch tatig gewesen ist. %§ 30 Absatz 4 Nummer 3 bleibt
unberahrt.

(2) Die Anerkennung kann unter den in Artikel 14 der in Absatz 1 genannten Richtlinie aufgeflhrten Vor-
aussetzungen davon abhangig gemacht werden, dass der Antragsteller oder die Antragstellerin zunachst
einen hochstens dreijahrigen Anpassungslehrgang ableistet oder eine Eignungsprifung ablegt.

(3) 'Die Entscheidung Uber die Anerkennung trifft die zustandige Stelle. ?Sie kann die Durchfuhrung von
Anpassungslehrgangen und Eignungsprifungen regeln.

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920

§ 31a Sonstige auslandische Vorqualifikationen

In den Féallen des § 30 Absatz 2 und 4 besitzt die fiir die fachliche Eignung erforderlichen Fertigkeiten,
Kenntnisse und Fahigkeiten, wer die Voraussetzungen von § 2 Absatz 1 in Verbindung mit § 9 des Be-
rufsqualifikationsfeststellungsgesetzes erfullt und nicht in einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen
Union oder einem anderen Vertragsstaat des Europaischen Wirtschaftsraums oder der Schweiz seinen
Befahigungsnachweis erworben hat, sofern er eine angemessene Zeit in seinem Beruf praktisch tatig ge-

wesen ist. 2§ 30 Absatz 4 Nummer 3 bleibt unberinhrt.
Fulnoten

Neugefasst durch Bek. v. 4.5.20201 920
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§ 32 Uberwachung der Eignung

(1) Die zustandige Stelle hat dariber zu wachen, dass die Eignung der Ausbildungsstatte sowie die per-
sonliche und fachliche Eignung vorliegen.

(2) 'werden Mangel der Eignung festgestellt, so hat die zustandige Stelle, falls der Mangel zu beheben
und eine Gefahrdung Auszubildender nicht zu erwarten ist, Ausbildende aufzufordern, innerhalb einer

von ihr gesetzten Frist den Mangel zu beseitigen. ?|st der Mangel der Eignung nicht zu beheben oder ist
eine Gefahrdung Auszubildender zu erwarten oder wird der Mangel nicht innerhalb der gesetzten Frist
beseitigt, so hat die zustandige Stelle dies der nach Landesrecht zustandigen Behdrde mitzuteilen.

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920

§ 33 Untersagung des Einstellens und Ausbildens

(1) Die nach Landesrecht zustandige Behdrde kann fur eine bestimmte Ausbildungsstatte das Einstellen
und Ausbilden untersagen, wenn die Voraussetzungen nach § 27 nicht oder nicht mehr vorliegen.

(2) Die nach Landesrecht zustandige Behdérde hat das Einstellen und Ausbilden zu untersagen, wenn die
personliche oder fachliche Eignung nicht oder nicht mehr vorliegt.

(3) 'Vor der Untersagung sind die Beteiligten und die zustandige Stelle zu héren. “Dies gilt nicht im Falle
des § 29 Nummer 1.

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

Abschnitt 4 Verzeichnis der Berufsausbildungsverhaltnisse

Fulnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.20201 920

§ 34 Einrichten, Fliihren

(1) 'Die zustandige Stelle hat flur anerkannte Ausbildungsberufe ein Verzeichnis der Berufsausbildungs-

verhaltnisse einzurichten und zu fihren, in das der Berufsausbildungsvertrag einzutragen ist. ’Die Eintra-
gung ist flr Auszubildende geblhrenfrei.

(2) Die Eintragung umfasst fur jedes Berufsausbildungsverhaltnis

1. Name, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift der Auszubildenden,

2. Geschlecht, Staatsangehdorigkeit, allgemeinbildender Schulabschluss, vorausgegangene Teilnah-
me an berufsvorbereitender Qualifizierung oder beruflicher Grundbildung, vorherige Berufsausbil-
dung sowie vorheriges Studium, Anschlussvertrag bei Anrechnung einer zuvor absolvierten dua-
len Berufsausbildung nach diesem Gesetz oder nach der Handwerksordnung einschliefSlich Aus-
bildungsberuf,

Name, Vorname und Anschrift der gesetzlichen Vertreter und Vertreterinnen,
Ausbildungsberuf einschlieBlich Fachrichtung,

Berufsausbildung im Rahmen eines ausbildungsintegrierenden dualen Studiums,

o v o~ W

Tag, Monat und Jahr des Abschlusses des Ausbildungsvertrages, Ausbildungsdauer, Dauer der
Probezeit, Verkirzung der Ausbildungsdauer, Teilzeitberufsausbildung,
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7. die bei Abschluss des Berufsausbildungsvertrages vereinbarte Verglitung fir jedes Ausbildungs-
jahr,

8. Tag, Monat und Jahr des vertraglich vereinbarten Beginns und Endes der Berufsausbildung sowie
Tag, Monat und Jahr einer vorzeitigen Auflésung des Ausbildungsverhaltnisses,

9. Art der Forderung bei Gberwiegend 6ffentlich, insbesondere auf Grund des Dritten Buches Sozial-
gesetzbuch geférderten Berufsausbildungsverhaltnissen,

10. Nameund Anschrift der Ausbildenden, Anschrift und amtliche Gemeindeschlissel der Ausbildungs-
statte, Wirtschaftszweig, Betriebsnummer der Ausbildungsstatte nach § 18i Absatz 1 oder § 18k
Absatz 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch, Zugehérigkeit zum 6ffentlichen Dienst,

11. Name, Vorname, Geschlecht und Art der fachlichen Eignung der Ausbilder und Ausbilderinnen.

FuBnoten

(+++ § 34: Zur Geltung und Anwendung vgl. § 106 Abs. 2 +++)
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920

§ 35 Eintragen, Andern, Léschen

(1) Ein Berufsausbildungsvertrag und Anderungen seines wesentlichen Inhalts sind in das Verzeichnis
einzutragen, wenn

1. der Berufsausbildungsvertrag diesem Gesetz und der Ausbildungsordnung entspricht,

2. die persénliche und fachliche Eignung sowie die Eignung der Ausbildungsstatte flr das Einstellen
und Ausbilden vorliegen und

3. fur Auszubildende unter 18 Jahren die arztliche Bescheinigung Uber die Erstuntersuchung nach §
32 Absatz 1 des Jugendarbeitsschutzgesetzes zur Einsicht vorgelegt wird.

(2) 'Die Eintragung ist abzulehnen oder zu I6schen, wenn die Eintragungsvoraussetzungen nicht vorliegen

und der Mangel nicht nach § 32 Absatz 2 behoben wird. ’Die Eintragung ist ferner zu léschen, wenn die
arztliche Bescheinigung Uber die erste Nachuntersuchung nach § 33 Absatz 1 des Jugendarbeitsschutz-
gesetzes nicht spatestens am Tage der Anmeldung der Auszubildenden zur Zwischenprufung oder zum
ersten Teil der Abschlusspriifung zur Einsicht vorgelegt und der Mangel nicht nach § 32 Absatz 2 behoben
wird.

(3) 'Die nach § 34 Absatz 2 Nummer 1, 4, 8 und 10 erhobenen Daten werden zur Verbesserung der Aus-
bildungsvermittlung, zur Verbesserung der Zuverlassigkeit und Aktualitat der Ausbildungsvermittlungs-
statistik sowie zur Verbesserung der Feststellung von Angebot und Nachfrage auf dem Ausbildungsmarkt
an die Bundesagentur fur Arbeit Ubermittelt. “Bei der Datenlbermittlung sind dem jeweiligen Stand der
Technik entsprechende MaBnahmen zur Sicherstellung von Datenschutz und Datensicherheit, insbeson-
dere nach den Artikeln 24, 25 und 32 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener
Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverord-
nung) (ABI. L 119 vom 4.5.2016, S. 1), zu treffen, die insbesondere die Vertraulichkeit, Unversehrtheit und
Zurechenbarkeit der Daten gewahrleisten.

FuBnoten

(+++ § 35 Abs. 3 Satz 1: Zur Anwendung in der am 31.12.2019 geltenden Fassung vgl. § 106 Abs. 2
Satz 2 +++)

Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 36 Antrag und Mitteilungspflichten

(1) Ausbildende haben unverzuglich nach Abschluss des Berufsausbildungsvertrages die Eintragung in
das Verzeichnis zu beantragen. Der Antrag kann schriftlich oder elektronisch gestellt werden; eine Ko-
pie der Vertragsniederschrift ist jeweils beizuflgen. 3Auf einen betrieblichen Ausbildungsplan im Sinne
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von § 11 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2, der der zustéandigen Stelle bereits vorliegt, kann dabei Bezug ge-
nommen werden. 4Entsprechendes gilt bei Anderungen des wesentlichen Vertragsinhalts.

(2) Ausbildende und Auszubildende sind verpflichtet, den zustandigen Stellen die zur Eintragung nach §
34 erforderlichen Tatsachen auf Verlangen mitzuteilen.

FuBnoten

§ 36: Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1 920
§ 36 Abs. 1 Satz 3: IdF d. Art. 2 Nr. 2 G v. 20.7.2022 1 1174 mWv 1.8.2022

Abschnitt 5 Priiffungswesen

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920

§ 37 Abschlusspriifung

(1) In den anerkannten Ausbildungsberufen sind Abschlussprifungen durchzufiihren. Die Abschlussprui-

fung kann im Falle des Nichtbestehens zweimal wiederholt werden. Sofern die Abschlussprifung in zwei
zeitlich auseinanderfallenden Teilen durchgefuhrt wird, ist der erste Teil der Abschlussprifung nicht ei-
genstandig wiederholbar.

(2) 'Dem Priifling ist ein Zeugnis auszustellen. ?Ausbildenden werden auf deren Verlangen die Ergebnisse

der Abschlussprifung der Auszubildenden Gbermittelt. Sofern die Abschlussprifung in zwei zeitlich aus-
einanderfallenden Teilen durchgefiihrt wird, ist das Ergebnis der Prifungsleistungen im ersten Teil der
Abschlusspriifung dem Priifling schriftlich mitzuteilen.

(3) 'Dem Zeugnis ist auf Antrag des Auszubildenden eine englischsprachige und eine franzésischspra-
chige Ubersetzung beizufiigen. Auf Antrag des Auszubildenden ist das Ergebnis berufsschulischer Leis-

tungsfeststellungen auf dem Zeugnis auszuweisen. Der Auszubildende hat den Nachweis der berufsschu-
lischen Leistungsfeststellungen dem Antrag beizufigen.

(4) Die Abschlussprifung ist fir Auszubildende gebUhrenfrei.
FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 | 920

§ 38 Priufungsgegenstand

"Durch die Abschlussprifung ist festzustellen, ob der Priifling die berufliche Handlungsfahigkeit erworben

hat. ?In ihr soll der Prifling nachweisen, dass er die erforderlichen beruflichen Fertigkeiten beherrscht,
die notwendigen beruflichen Kenntnisse und Fahigkeiten besitzt und mit dem im Berufsschulunterricht

zu vermittelnden, fir die Berufsausbildung wesentlichen Lehrstoff vertraut ist. ’Die Ausbildungsordnung
ist zugrunde zu legen.

FulBnoten

Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 39 Prufungsausschiisse, Priferdelegationen

(1) Fur die Durchfhrung der Abschlussprufung errichtet die zustandige Stelle Prifungsausschusse. ’Meh-
rere zustandige Stellen kénnen bei einer von ihnen gemeinsame Prufungsausschisse errichten.

(2) Prufungsausschusse oder Priferdelegationen nach § 42 Absatz 2 nehmen die Prifungsleistungen ab.
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(3) lPrUfungsausschUsse oder Priferdelegationen nach § 42 Absatz 2 kdnnen zur Bewertung einzelner,
nicht mandlich zu erbringender Prafungsleistungen gutachterliche Stellungnahmen Dritter, insbesondere

berufsbildender Schulen, einholen. 2Im Rahmen der Begutachtung sind die wesentlichen Ablaufe zu do-
kumentieren und die fur die Bewertung erheblichen Tatsachen festzuhalten.

FuBnoten

Neugefasst durch Bek. v. 4.5.20201 920

§ 40 Zusammensetzung, Berufung

(1) 'Der Prifungsausschuss besteht aus mindestens drei Mitgliedern. Die Mitglieder missen fir die Pri-
fungsgebiete sachkundig und fir die Mitwirkung im Prifungswesen geeignet sein.

(2) 'Dem Prafungsausschuss missen als Mitglieder Beauftragte der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer in

gleicher Zahl sowie mindestens eine Lehrkraft einer berufsbildenden Schule angehdren. ’Mindestens zwei
Drittel der Gesamtzahl der Mitglieder mussen Beauftragte der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer sein.

’Die Mitglieder haben Stellvertreter oder Stellvertreterinnen.

(3) Die Mitglieder werden von der zustédndigen Stelle langstens flr funf Jahre berufen. Die Beauftragten
der Arbeitnehmer werden auf Vorschlag der im Bezirk der zustandigen Stelle bestehenden Gewerkschaf-
ten und selbststandigen Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer Zweckset-

zung berufen. 3Die Lehrkraft einer berufsbildenden Schule wird im Einvernehmen mit der Schulaufsichts-

behdrde oder der von ihr bestimmten Stelle berufen. “Werden Mitglieder nicht oder nicht in ausreichender
Zahl innerhalb einer von der zustandigen Stelle gesetzten angemessenen Frist vorgeschlagen, so beruft

die zustandige Stelle insoweit nach pflichtgemakem Ermessen. “Die Mitglieder der Prifungsausschisse

kénnen nach Anhéren der an ihrer Berufung Beteiligten aus wichtigem Grund abberufen werden. ®Die
Satze 1 bis 5 gelten fir die stellvertretenden Mitglieder entsprechend.

(4) 'Die zustandige Stelle kann weitere Priifende fur den Einsatz in Priiferdelegationen nach § 42 Absatz 2
berufen. *Die Berufung weiterer Prifender kann auf bestimmte Pruf- oder Fachgebiete beschrankt werden.
Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden.

(5) 'Die fur die Berufung von Prifungsausschussmitgliedern Vorschlagsberechtigten sind tber die Anzahl
und die GréRe der einzurichtenden Priifungsausschiisse sowie Uber die Zahl der von ihnen vorzuschlagen-

den weiteren Priifenden zu unterrichten. *Die Vorschlagsberechtigten werden von der zustandigen Stelle
darUber unterrichtet, welche der von ihnen vorgeschlagenen Mitglieder, Stellvertreter und Stellvertrete-
rinnen sowie weiteren Prifenden berufen wurden.

(6) 'Die Tatigkeit im Prifungsausschuss oder in einer Pruferdelegation ist ehrenamtlich. ?Fiir bare Ausla-
gen und fur Zeitversaumnis ist, soweit eine Entschadigung nicht von anderer Seite gewahrt wird, eine
angemessene Entschadigung zu zahlen, deren Hohe von der zustandigen Stelle mit Genehmigung der

obersten Landesbehdrde festgesetzt wird. ’Die Entschadigung fur Zeitversaumnis hat mindestens im Um-
fang von § 16 des Justizvergutungs- und -entschadigungsgesetzes in der jeweils geltenden Fassung zu
erfolgen.

(6a) Prifende sind von ihrem Arbeitgeber von der Erbringung der Arbeitsleistung freizustellen, wenn

1. es zur ordnungsgemaRen Durchfihrung der ihnen durch das Gesetz zugewiesenen Aufgaben er-
forderlich ist und

2. wichtige betriebliche Griinde nicht entgegenstehen.

(7) Von Absatz 2 darf nur abgewichen werden, wenn anderenfalls die erforderliche Zahl von Mitgliedern
des Prufungsausschusses nicht berufen werden kann.

FuBnoten
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Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 41 Vorsitz, Beschlussfahigkeit, Abstimmung

(1) 'Der Prafungsausschuss wahlt ein Mitglied, das den Vorsitz flhrt, und ein weiteres Mitglied, das den

Vorsitz stellvertretend Gbernimmt. “Der Vorsitz und das ihn stellvertretende Mitglied sollen nicht derselben
Mitgliedergruppe angehdren.

(2) Der Prifungsausschuss ist beschlussfahig, wenn zwei Drittel der Mitglieder, mindestens drei, mitwir-

ken. 2Er beschlieRt mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen. ’Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme
des vorsitzenden Mitglieds den Ausschlag.

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 | 920
§ 42 Beschlussfassung, Bewertung der Abschlussprifung

(1) Der Prifungsausschuss fasst die Beschlisse Uber

1. die Noten zur Bewertung einzelner Prifungsleistungen, die er selbst abgenommen hat,
2. die Noten zur Bewertung der Prifung insgesamt sowie
3. das Bestehen oder Nichtbestehen der Abschlussprifung.

(2) 'Die zustandige Stelle kann im Einvernehmen mit den Mitgliedern des Priifungsausschusses die Ab-

nahme und abschlieBende Bewertung von Priifungsleistungen auf Priferdelegationen Ubertragen. 2Fir
die Zusammensetzung von Priferdelegationen und fir die Abstimmungen in der Priiferdelegation sind §

40 Absatz 1 und 2 sowie § 41 Absatz 2 entsprechend anzuwenden. 3Mitglieder von Priferdelegationen
kénnen die Mitglieder des Prifungsausschusses, deren Stellvertreter und Stellvertreterinnen sowie wei-
tere Priufende sein, die durch die zustandige Stelle nach § 40 Absatz 4 berufen worden sind.

(3) 'Die zustandige Stelle hat vor Beginn der Prifung Uber die Bildung von Priferdelegationen, tber de-
ren Mitglieder sowie Uber deren Stellvertreter und Stellvertreterinnen zu entscheiden. ?priifende kénnen

Mitglieder mehrerer Priferdelegationen sein. 3Sind verschiedene Prifungsleistungen derart aufeinander
bezogen, dass deren Beurteilung nur einheitlich erfolgen kann, so missen diese Prifungsleistungen von
denselben Prifenden abgenommen werden.

(4) INach § 47 Absatz 2 Satz 2 erstellte oder ausgewahlte Antwort-Wahl-Aufgaben kdnnen automatisiert
ausgewertet werden, wenn das Aufgabenerstellungs- oder Aufgabenauswahlgremium festgelegt hat, wel-

che Antworten als zutreffend anerkannt werden. “Die Ergebnisse sind vom Prifungsausschuss zu uber-
nehmen.

(5) Der Prifungsausschuss oder die Priferdelegation kann einvernehmlich die Abnahme und Bewertung
einzelner schriftlicher oder sonstiger Prifungsleistungen, deren Bewertung unabhangig von der Anwe-
senheit bei der Erbringung erfolgen kann, so vornehmen, dass zwei seiner oder ihrer Mitglieder die Pri-

fungsleistungen selbststandig und unabhangig bewerten. Weichen die auf der Grundlage des in der
Prifungsordnung vorgesehenen Bewertungsschlissels erfolgten Bewertungen der beiden Prifenden um
nicht mehr als 10 Prozent der erreichbaren Punkte voneinander ab, so errechnet sich die endgiiltige Be-

wertung aus dem Durchschnitt der beiden Bewertungen. 3Bej einer groéleren Abweichung erfolgt die end-
gultige Bewertung durch ein vorab bestimmtes weiteres Mitglied des Prufungsausschusses oder der Pri-
ferdelegation.

(6) Sieht die Ausbildungsordnung vor, dass Auszubildende bei erfolgreichem Abschluss eines zweijahrigen
Ausbildungsberufs vom ersten Teil der Abschlussprifung eines darauf aufbauenden drei- oder dreiein-
halbjahrigen Ausbildungsberufs befreit sind, so ist das Ergebnis der Abschlussprifung des zweijahrigen
Ausbildungsberufs vom Prifungsausschuss als das Ergebnis des ersten Teils der Abschlusspriifung des
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auf dem zweijahrigen Ausbildungsberuf aufbauenden drei- oder dreieinhalbjahrigen Ausbildungsberufs zu
Ubernehmen.

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920
§ 43 Zulassung zur Abschlussprifung

(1) Zur Abschlusspriifung ist zuzulassen,

1. wer die Ausbildungsdauer zuriickgelegt hat oder wessen Ausbildungsdauer nicht spater als zwei
Monate nach dem Priifungstermin endet,

2. wer an vorgeschriebenen Zwischenprifungen teilgenommen sowie einen vom Ausbilder und Aus-
zubildenden unterzeichneten Ausbildungsnachweis nach § 13 Satz 2 Nummer 7 vorgelegt hat und

3. wessen Berufsausbildungsverhaltnis in das Verzeichnis der Berufsausbildungsverhaltnisse einge-
tragen oder aus einem Grund nicht eingetragen ist, den weder die Auszubildenden noch deren
gesetzliche Vertreter oder Vertreterinnen zu vertreten haben.

(2) 1zur Abschlusspriifung ist ferner zuzulassen, wer in einer berufsbildenden Schule oder einer sonsti-
gen Berufshildungseinrichtung ausgebildet worden ist, wenn dieser Bildungsgang der Berufsausbildung
in einem anerkannten Ausbildungsberuf entspricht. “Ein Bildungsgang entspricht der Berufsausbildung in
einem anerkannten Ausbildungsberuf, wenn er

1. nach Inhalt, Anforderung und zeitlichem Umfang der jeweiligen Ausbildungsordnung gleichwertig
ist,

2. systematisch, insbesondere im Rahmen einer sachlichen und zeitlichen Gliederung, durchgefihrt
wird und

3. durch Lernortkooperation einen angemessenen Anteil an fachpraktischer Ausbildung gewahrleis-
tet.

FuBnoten

(+++ § 43 Abs. 1 Nr. 2: Zur Weiteranwendung in der bis zum 5.4.2017 geltenden Fassung vgl. § 103

(frher § 104) +++)
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 44 Zulassung zur Abschlusspriifung
bei zeitlich auseinanderfallenden Teilen

(1) Sofern die Abschlussprifung in zwei zeitlich auseinanderfallenden Teilen durchgefthrt wird, ist Gber
die Zulassung jeweils gesondert zu entscheiden.

(2) Zum ersten Teil der Abschlussprufung ist zuzulassen, wer die in der Ausbildungsordnung vorgeschrie-
bene, erforderliche Ausbildungsdauer zurtuckgelegt hat und die Voraussetzungen des § 43 Absatz 1 Num-
mer 2 und 3 erflllt.

(3) 'Zum zweiten Teil der Abschlussprifung ist zuzulassen, wer

1. Uber die Voraussetzungen des § 43 Absatz 1 hinaus am ersten Teil der Abschlusspruifung teilge-
nommen hat,

2. auf Grund einer Rechtsverordnung nach § 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2b von der Ablegung des
ersten Teils der Abschlussprifung befreit ist oder

3. aus Grinden, die er nicht zu vertreten hat, am ersten Teil der Abschlussprifung nicht teilgenom-
men hat.
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%Im Fall des Satzes 1 Nummer 3 ist der erste Teil der Abschlussprufung zusammen mit dem zweiten Teil
abzulegen.

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 | 920
§ 45 Zulassung in besonderen Fallen

(1) Auszubildende kénnen nach Anhérung der Ausbildenden und der Berufsschule vor Ablauf ihrer Ausbil-
dungszeit zur Abschlussprifung zugelassen werden, wenn ihre Leistungen dies rechtfertigen.

(2) 1zur Abschlussprufung ist auch zuzulassen, wer nachweist, dass er mindestens das Eineinhalbfache
der Zeit, die als Ausbildungsdauer vorgeschrieben ist, in dem Beruf tatig gewesen ist, in dem die Prifung

abgelegt werden soll. ?Als Zeiten der Berufstatigkeit gelten auch Ausbildungszeiten in einem anderen,

einschlagigen Ausbildungsberuf. Vom Nachweis der Mindestzeit nach Satz 1 kann ganz oder teilweise
abgesehen werden, wenn durch Vorlage von Zeugnissen oder auf andere Weise glaubhaft gemacht wird,
dass der Bewerber oder die Bewerberin die berufliche Handlungsfahigkeit erworben hat, die die Zulassung

zur Prifung rechtfertigt. *Auslandische Bildungsabschlisse und Zeiten der Berufstatigkeit im Ausland sind
dabei zu berlcksichtigen.

(3) Soldaten oder Soldatinnen auf Zeit und ehemalige Soldaten oder Soldatinnen sind nach Absatz 2
Satz 3 zur Abschlussprifung zuzulassen, wenn das Bundesministerium der Verteidigung oder die von ihm
bestimmte Stelle bescheinigt, dass der Bewerber oder die Bewerberin berufliche Fertigkeiten, Kenntnisse
und Fahigkeiten erworben hat, welche die Zulassung zur Prufung rechtfertigen.

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 46 Entscheidung iiber die Zulassung

(1) *Uber die Zulassung zur Abschlussprifung entscheidet die zustandige Stelle. Halt sie die Zulassungs-
voraussetzungen nicht flr gegeben, so entscheidet der Prifungsausschuss.

(2) Auszubildenden, die Elternzeit in Anspruch genommen haben, darf bei der Entscheidung Uber die
Zulassung hieraus kein Nachteil erwachsen.

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920

§ 47 Prufungsordnung

(1) 'Die zustandige Stelle hat eine Prifungsordnung flr die Abschlusspriifung zu erlassen. “Die Prifungs-
ordnung bedarf der Genehmigung der zustandigen obersten Landesbehdrde.

(2) 'Die Prifungsordnung muss die Zulassung, die Gliederung der Prifung, die BewertungsmafRstabe, die
Erteilung der Priifungszeugnisse, die Folgen von Verstéen gegen die Prifungsordnung und die Wieder-

holungsprifung regeln. ?Sie kann vorsehen, dass Prifungsaufgaben, die Uberregional oder von einem
Aufgabenerstellungsausschuss bei der zustédndigen Stelle erstellt oder ausgewahlt werden, zu Uberneh-
men sind, sofern diese Aufgaben von Gremien erstellt oder ausgewahlt werden, die entsprechend § 40
Absatz 2 zusammengesetzt sind.

(3) 'Im Fall des § 73 Absatz 1 erlasst das Bundesministerium des Innern, fir Bau und Heimat oder das sonst
zustandige Fachministerium die Prifungsordnung durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des

Bundesrates bedarf. “Das Bundesministerium des Innern, fir Bau und Heimat oder das sonst zustandige
Fachministerium kann die Ermachtigung nach Satz 1 durch Rechtsverordnung auf die von ihm bestimmte
zustandige Stelle Ubertragen.
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(4) 1im Fall des § 73 Absatz 2 erlasst die zustandige Landesregierung die Prifungsordnung durch Rechts-

verordnung. Die Ermachtigung nach Satz 1 kann durch Rechtsverordnung auf die von ihr bestimmte zu-
standige Stelle Ubertragen werden.

(5) 'Wird im Fall des § 71 Absatz 8 die zustandige Stelle durch das Land bestimmt, so erlasst die zustandi-

ge Landesregierung die Prifungsordnung durch Rechtsverordnung. Die Ermachtigung nach Satz 1 kann
durch Rechtsverordnung auf die von ihr bestimmte zustandige Stelle Gbertragen werden.

(6) Der Hauptausschuss des Bundesinstituts fur Berufsbildung erlasst fur die Prifungsordnung Richtlinien.
FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 48 Zwischenpriifungen

(1) "Wahrend der Berufsausbildung ist zur Ermittlung des Ausbildungsstandes eine Zwischenprifung ent-
sprechend der Ausbildungsordnung durchzufahren. ’Die §§ 37 bis 39 gelten entsprechend.

(2) Die Zwischenprifung entfallt, sofern

1. die Ausbildungsordnung vorsieht, dass die Abschlussprifung in zwei zeitlich auseinanderfallenden
Teilen durchgefihrt wird, oder

2. die Ausbildungsordnung vorsieht, dass auf die Dauer der durch die Ausbildungsordnung geregel-
ten Berufsausbildung die Dauer einer anderen abgeschlossenen Berufsausbildung im Umfang von
mindestens zwei Jahren anzurechnen ist, und die Vertragsparteien die Anrechnung mit mindes-
tens dieser Dauer vereinbart haben.

(3) Umzuschulende sind auf ihren Antrag zur Zwischenprifung zuzulassen.

Fullnoten

Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 49 Zusatzqualifikationen

(1) 17usatzliche berufliche Fertigkeiten, Kenntnisse und Fahigkeiten nach § 5 Absatz 2 Nummer 5 werden
gesondert geprift und bescheinigt. ?Das Ergebnis der Prifung nach § 37 bleibt unberthrt.

(2) § 37 Absatz 3 und 4 sowie die §§ 39 bis 42 und 47 gelten entsprechend.
FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920

§ 50 Gleichstellung von Priifungszeugnissen

(1) Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Energie oder das sonst zustandige Fachministerium kann
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fur Bildung und Forschung nach Anhérung des Hauptaus-
schusses des Bundesinstituts fur Berufsbildung durch Rechtsverordnung auRerhalb des Anwendungsbe-
reichs dieses Gesetzes erworbene Prifungszeugnisse den entsprechenden Zeugnissen Uber das Bestehen
der Abschlussprifung gleichstellen, wenn die Berufsausbildung und die in der Prifung nachzuweisenden
beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fahigkeiten gleichwertig sind.

(2) Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Energie oder das sonst zustandige Fachministerium kann
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fur Bildung und Forschung nach Anhérung des Hauptaus-
schusses des Bundesinstituts fur Berufsbildung durch Rechtsverordnung im Ausland erworbene Prifungs-
zeugnisse den entsprechenden Zeugnissen uber das Bestehen der Abschlussprifung gleichstellen, wenn
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die in der Prifung nachzuweisenden beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fahigkeiten gleichwertig
sind.

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920
§ 50a Gleichwertigkeit auslandischer Berufsqualifikationen
Auslandische Berufsqualifikationen stehen einer bestandenen Aus- oder Fortbildungsprifung nach diesem
Gesetz gleich, wenn die Gleichwertigkeit der beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fahigkeiten nach
dem Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz festgestellt wurde.
FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

Abschnitt 6 Interessenvertretung

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.20201 920

§ 51 Interessenvertretung
(1) Auszubildende, deren praktische Berufsbildung in einer sonstigen Berufsbildungseinrichtung auBer-
halb der schulischen und betrieblichen Berufsbildung (§ 2 Absatz 1 Nummer 3) mit in der Regel mindestens
funf Auszubildenden stattfindet und die nicht wahlberechtigt zum Betriebsrat nach § 7 des Betriebsver-
fassungsgesetzes, zur Jugend- und Auszubildendenvertretung nach § 60 des Betriebsverfassungsgesetzes
oder zur Mitwirkungsvertretung nach § 52 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch sind (auBerbetriebliche
Auszubildende), wahlen eine besondere Interessenvertretung.

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung auf Berufsbildungseinrichtungen von Religionsgemeinschaften sowie
auf andere Berufsbildungseinrichtungen, soweit sie eigene gleichwertige Regelungen getroffen haben.

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 52 Verordnungsermachtigung
Das Bundesministerium fur Bildung und Forschung kann durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim-
mung des Bundesrates bedarf, die Fragen bestimmen, auf die sich die Beteiligung erstreckt, die Zusam-
mensetzung und die Amtszeit der Interessenvertretung, die Durchfihrung der Wahl, insbesondere die
Feststellung der Wahlberechtigung und der Wahlbarkeit sowie Art und Umfang der Beteiligung.
FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

Kapitel 2 Berufliche Fortbildung

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

Abschnitt 1 Fortbildungsordnungen des Bundes
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Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920

§ 53 Fortbildungsordnungen der hoherqualifizierenden Berufsbildung

(1) Als Grundlage flr eine einheitliche héherqualifizierende Berufsbildung kann das Bundesministerium
fur Bildung und Forschung im Einvernehmen mit dem Bundesministerium flir Wirtschaft und Energie oder
mit dem sonst zustandigen Fachministerium nach Anhdérung des Hauptausschusses des Bundesinstituts
fur Berufsbildung durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, Abschlis-
se der hdéherqualifizierenden Berufsbildung anerkennen und hierflir Prifungsregelungen erlassen (Fort-
bildungsordnungen).

(2) Die Fortbildungsordnungen haben festzulegen:

die Bezeichnung des Fortbildungsabschlusses,

die Fortbildungsstufe,

das Ziel, den Inhalt und die Anforderungen der Prufung,

die Zulassungsvoraussetzungen fur die Prifung und

v A W

das Prifungsverfahren.

(3) Abweichend von Absatz 1 werden Fortbildungsordnungen

1. in den Berufen der Landwirtschaft, einschlieBlich der [andlichen Hauswirtschaft, durch das Bun-
desministerium fir Ernahrung und Landwirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
fur Bildung und Forschung erlassen und

2. in Berufen der Hauswirtschaft durch das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium fir Bildung und Forschung erlassen.

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920

§ 53a Fortbildungsstufen

(1) Die Fortbildungsstufen der hoherqualifizierenden Berufsbildung sind

1. als erste Fortbildungsstufe der Geprufte Berufsspezialist und die Geprifte Berufsspezialistin,
2. als zweite Fortbildungsstufe der Bachelor Professional und
3. als dritte Fortbildungsstufe der Master Professional.

(2) Jede Fortbildungsordnung, die eine hdherqualifizierende Berufsbildung der ersten Fortbildungsstufe
regelt, soll auf einen Abschluss der zweiten Fortbildungsstufe hinflhren.

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920
§ 53b Gepriifter Berufsspezialist und Geprifte Berufsspezialistin

(1) Den Fortbildungsabschluss des Gepriiften Berufsspezialisten oder der Gepriften Berufsspezialistin
erlangt, wer eine Priifung der ersten beruflichen Fortbildungsstufe besteht.

(2) *In der Fortbildungsprifung der ersten beruflichen Fortbildungsstufe wird festgestellt, ob der Prifling
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1. die Fertigkeiten, Kenntnisse und Fahigkeiten, die er in der Regel im Rahmen der Berufsausbildung
erworben hat, vertieft hat und

2. die in der Regel im Rahmen der Berufsausbildung erworbene berufliche Handlungsfahigkeit um
neue Fertigkeiten, Kenntnisse und Fahigkeiten erganzt hat.

Der Lernumfang fur den Erwerb dieser Fertigkeiten, Kenntnisse und Fahigkeiten soll mindestens 400
Stunden betragen.

(3) Als Voraussetzung zur Zulassung flr eine Prufung der ersten beruflichen Fortbildungsstufe ist als Re-
gelzugang der Abschluss in einem anerkannten Ausbildungsberuf vorzusehen.

(4) 'Die Bezeichnung eines Fortbildungsabschlusses der ersten beruflichen Fortbildungsstufe beginnt mit

den Woértern ,,Geprifter Berufsspezialist fur” oder ,Gepriifte Berufsspezialistin fur”. Die Fortbildungsord-
nung kann vorsehen, dass dieser Abschlussbezeichnung eine weitere Abschlussbezeichnung vorangestellt

wird. *Diese Abschlussbezeichnung der ersten beruflichen Fortbildungsstufe darf nur fihren, wer

1. die Prufung der ersten beruflichen Fortbildungsstufe bestanden hat oder

2. die Priifung einer gleichwertigen beruflichen Fortbildung auf der Grundlage bundes- oder landes-
rechtlicher Regelungen, die diese Abschlussbezeichnung vorsehen, bestanden hat.

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920
§ 53c Bachelor Professional

(1) Den Fortbildungsabschluss Bachelor Professional erlangt, wer eine Prifung der zweiten beruflichen
Fortbildungsstufe erfolgreich besteht.

(2) *In der Fortbildungsprifung der zweiten beruflichen Fortbildungsstufe wird festgestellt, ob der Prif-
ling in der Lage ist, Fach- und Fihrungsfunktionen zu Gbernehmen, in denen zu verantwortende Leitungs-
prozesse von Organisationen eigenstandig gesteuert werden, eigenstandig ausgefihrt werden und dafur

Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen gefiihrt werden. ’Der Lernumfang fur den Erwerb dieser Fertigkeiten,
Kenntnisse und Fahigkeiten soll mindestens 1 200 Stunden betragen.

(3) Als Voraussetzung zur Zulassung flir eine Prifung der zweiten beruflichen Fortbildungsstufe ist als
Regelzugang vorzusehen:

1. der Abschluss in einem anerkannten Ausbildungsberuf oder

2. ein Abschluss der ersten beruflichen Fortbildungsstufe.

(4) 'Die Bezeichnung eines Fortbildungsabschlusses der zweiten beruflichen Fortbildungsstufe beginnt
mit den Wértern ,Bachelor Professional in“. “Die Fortbildungsordnung kann vorsehen, dass dieser Ab-

schlussbezeichnung eine weitere Abschlussbezeichnung vorangestellt wird. ’Die Abschlussbezeichnung
der zweiten beruflichen Fortbildungsstufe darf nur fihren, wer

1. die Prifung der zweiten beruflichen Fortbildungsstufe bestanden hat oder

2. die Prifung einer gleichwertigen beruflichen Fortbildung auf der Grundlage bundes- oder landes-
rechtlicher Regelungen, die diese Abschlussbezeichnung vorsehen, bestanden hat.

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920

& 53d Master Professional
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(1) Den Fortbildungsabschluss Master Professional erlangt, wer die Prifung der dritten beruflichen Fort-
bildungsstufe besteht.

(2) 1in der Fortbildungsprufung der dritten beruflichen Fortbildungsstufe wird festgestellt, ob der Prifling

1. die Fertigkeiten, Kenntnisse und Fahigkeiten, die er in der Regel mit der Vorbereitung auf eine
Fortbildungsprifung der zweiten Fortbildungsstufe erworben hat, vertieft hat und

2. neue Fertigkeiten, Kenntnisse und Fahigkeiten erworben hat, die erforderlich sind fiir die verant-
wortliche Fiihrung von Organisationen oder zur Bearbeitung von neuen, komplexen Aufgaben- und
Problemstellungen wie der Entwicklung von Verfahren und Produkten.

Der Lernumfang flr den Erwerb dieser Fertigkeiten, Kenntnisse und Fahigkeiten soll mindestens 1 600
Stunden betragen.

(3) Als Voraussetzung zur Zulassung fur eine Priufung der dritten beruflichen Fortbildungsstufe ist als
Regelzugang ein Abschluss auf der zweiten beruflichen Fortbildungsstufe vorzusehen.

(4) 'Die Bezeichnung eines Fortbildungsabschlusses der dritten beruflichen Fortbildungsstufe beginnt mit
den Wértern ,Master Professional in“. Die Fortbildungsordnung kann vorsehen, dass dieser Abschlussbe-

zeichnung eine weitere Abschlussbezeichnung vorangestellt wird. 3Die Abschlussbezeichnung der dritten
beruflichen Fortbildungsstufe darf nur fihren, wer

1. die Prafung der dritten beruflichen Fortbildungsstufe bestanden hat oder

2. die Prifung einer gleichwertigen beruflichen Fortbildung auf der Grundlage bundes- oder landes-
rechtlicher Regelungen, die diese Abschlussbezeichnung vorsehen, bestanden hat.

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920
§ 53e Anpassungsfortbildungsordnungen

(1) Als Grundlage fir eine einheitliche Anpassungsfortbildung kann das Bundesministerium flr Bildung
und Forschung im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie oder dem sonst
zustandigen Fachministerium nach Anhdrung des Hauptausschusses des Bundesinstituts fir Berufsbil-
dung durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, Fortbildungsabschlis-
se anerkennen und hierflr Prifungsregelungen erlassen (Anpassungsfortbildungsordnungen).

(2) Die Anpassungsfortbildungsordnungen haben festzulegen:

die Bezeichnung des Fortbildungsabschlusses,
das Ziel, den Inhalt und die Anforderungen der Prlfung,

die Zulassungsvoraussetzungen und

Ll N e

das Prufungsverfahren.

(3) Abweichend von Absatz 1 werden Anpassungsfortbildungsordnungen

1. in den Berufen der Landwirtschaft, einschlieBlich der landlichen Hauswirtschaft, durch das Bun-
desministerium far Ernahrung und Landwirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
fur Bildung und Forschung erlassen und

2. in Berufen der Hauswirtschaft durch das Bundesministerium fir Wirtschaft und Energie im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium fur Bildung und Forschung erlassen.

FuBnoten

Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920
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Abschnitt 2 Fortbildungspriifungsregelungen der zustandigen Stellen

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 54 Fortbildungspriifungsregelungen der zustiandigen Stellen

(1) Isofern fiir einen Fortbildungsabschluss weder eine Fortbildungsordnung noch eine Anpassungsfortbil-
dungsordnung erlassen worden ist, kann die zustandige Stelle Fortbildungsprifungsregelungen erlassen.

2Wird im Fall des § 71 Absatz 8 als zustandige Stelle eine Landesbehérde bestimmt, so erldsst die zustan-

dige Landesregierung die Fortbildungsprifungsregelungen durch Rechtsverordnung. ’Die Ermachtigung
nach Satz 2 kann durch Rechtsverordnung auf die von ihr bestimmte zustandige Stelle GUbertragen werden.

(2) Die Fortbildungsprufungsregelungen haben festzulegen:
die Bezeichnung des Fortbildungsabschlusses,

das Ziel, den Inhalt und die Anforderungen der Prifungen,

die Zulassungsvoraussetzungen flr die Prifung und

P W b=

das Prifungsverfahren.

(3) 1Bestétigt die zustandige oberste Landesbehorde,

1. dass die Fortbildungsprifungsregelungen die Voraussetzungen des § 53b Absatz 2 und 3 sowie
des § 53a Absatz 2 erflllen, so beginnt die Bezeichnung des Fortbildungsabschlusses mit den
Wortern ,Geprufter Berufsspezialist fur” oder , Geprufte Berufsspezialistin fur”,

2. dass die Fortbildungsprufungsregelungen die Voraussetzungen des § 53¢ Absatz 2 und 3 erflllen,
so beginnt die Bezeichnung des Fortbildungsabschlusses mit den Wartern ,Bachelor Professional
in“,

3. dass die Fortbildungsprifungsregelungen die Voraussetzungen des § 53d Absatz 2 und 3 erfillen,

so beginnt die Bezeichnung des Fortbildungsabschlusses mit den Wértern ,,Master Professional in“.

Der Abschlussbezeichnung nach Satz 1 ist in Klammern ein Zusatz beizufiigen, aus dem sich zweifels-

frei die zustandige Stelle ergibt, die die Fortbildungsprifungsregelungen erlassen hat. ’Die Fortbildungs-
prifungsregelungen kdnnen vorsehen, dass dieser Abschlussbezeichnung eine weitere Abschlussbezeich-
nung vorangestellt wird.

(4) Eine Abschlussbezeichnung, die in einer von der zustandigen obersten Landesbehdrde bestatigten
Fortbildungsprifungsregelung enthalten ist, darf nur fuhren, wer die Prafung bestanden hat.

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920

Abschnitt 3 Auslandische Vorqualifikationen, Priifungen

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 55 Beriicksichtigung auslandischer Vorqualifikationen
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Sofern Fortbildungsordnungen, Anpassungsfortbildungsordnungen oder Fortbildungsprifungsregelungen
nach § 54 Zulassungsvoraussetzungen zu Prifungen vorsehen, sind auslandische Bildungsabschlisse und
Zeiten der Berufstatigkeit im Ausland zu bertcksichtigen.

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920

§ 56 Fortbildungsprifungen

(1) *Fir die Durchfiihrung von Prufungen im Bereich der beruflichen Fortbildung errichtet die zustandige

Stelle Prifungsausschusse. 2§ 37 Absatz 2 Satz 1 und 2 und Absatz 3 Satz 1 sowie § 39 Absatz 1 Satz 2,
Absatz 2 und 3 und die §§ 40 bis 42, 46 und 47 sind entsprechend anzuwenden.

(2) Der Priifling ist auf Antrag von der Ablegung einzelner Prufungsbestandteile durch die zustandige Stelle
zu befreien, wenn

1. er eine andere vergleichbare Prifung vor einer 6ffentlichen oder einer staatlich anerkannten Bil-
dungseinrichtung oder vor einem staatlichen Priifungsausschuss erfolgreich abgelegt hat und

2. die Anmeldung zur Fortbildungsprifung innerhalb von zehn Jahren nach der Bekanntgabe des
Bestehens der Prifung erfolgt.

FuBnoten

(+++ § 56 Abs. 2: Zur Anwendung vgl. § 17 RevierjagdMeisterPrV +++)
(+++ § 56 Abs. 2: Zur Nichtanwendung vgl. § 19 Abs. 3 Satz 3 GepBetrWMAProBusManFV +++)
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 57 Gleichstellung von Priifungszeugnissen

Das Bundesministerium fir Wirtschaft und Energie oder das sonst zustandige Fachministerium kann im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium fir Bildung und Forschung nach Anhérung des Hauptaus-
schusses des Bundesinstituts flir Berufshildung durch Rechtsverordnung Prifungszeugnisse, die auBer-
halb des Anwendungsbereichs dieses Gesetzes oder im Ausland erworben worden sind, den entsprechen-
den Zeugnissen uber das Bestehen einer Fortbildungsprifung auf der Grundlage der §§ 53b bis 53e und
54 gleichstellen, wenn die in der Prifung nachzuweisenden beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fa-
higkeiten gleichwertig sind.

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

Kapitel 3 Berufliche Umschulung

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 58 Umschulungsordnung

Als Grundlage flr eine geordnete und einheitliche berufliche Umschulung kann das Bundesministerium
fur Bildung und Forschung im Einvernehmen mit dem Bundesministerium flir Wirtschaft und Energie oder
dem sonst zustandigen Fachministerium nach Anhérung des Hauptausschusses des Bundesinstituts fir
Berufsbildung durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf,

1. die Bezeichnung des Umschulungsabschlusses,

2. das Ziel, den Inhalt, die Art und Dauer der Umschulung,
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3. die Anforderungen der Umschulungsprifung und die Zulassungsvoraussetzungen sowie
4, das Prufungsverfahren der Umschulung

unter Berlcksichtigung der besonderen Erfordernisse der beruflichen Erwachsenenbildung bestimmen
(Umschulungsordnung).

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920

§ 59 Umschulungspriifungsregelungen der zustiandigen Stellen

ISoweit Rechtsverordnungen nach § 58 nicht erlassen sind, kann die zustandige Stelle Umschulungspri-

fungsregelungen erlassen. 2Wird im Fall des § 71 Absatz 8 als zustandige Stelle eine Landesbehérde be-
stimmt, so erlasst die zustandige Landesregierung die Umschulungsprifungsregelungen durch Rechts-

verordnung. ’Die Ermachtigung nach Satz 2 kann durch Rechtsverordnung auf die von ihr bestimmte

zustandige Stelle Gbertragen werden. “Die zustandige Stelle regelt die Bezeichnung des Umschulungsab-
schlusses, Ziel, Inhalt und Anforderungen der Priifungen, die Zulassungsvoraussetzungen sowie das Pri-
fungsverfahren unter Berlcksichtigung der besonderen Erfordernisse beruflicher Erwachsenenbildung.

FulBnoten

Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 60 Umschulung fiir einen anerkannten Ausbildungsberuf

Isofern sich die Umschulungsordnung (§ 58) oder eine Regelung der zustandigen Stelle (§ 59) auf die
Umschulung fur einen anerkannten Ausbildungsberuf richtet, sind das Ausbildungsberufsbild (§ 5 Absatz
1 Nummer 3), der Ausbildungsrahmenplan (§ 5 Absatz 1 Nummer 4) und die Prifungsanforderungen (§ 5

Absatz 1 Nummer 5) zugrunde zu legen. ’Die §§ 27 bis 33 gelten entsprechend.
FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920

§ 61 Beriicksichtigung auslandischer Vorqualifikationen

Sofern die Umschulungsordnung (§ 58) oder eine Regelung der zustandigen Stelle (§ 59) Zulassungsvor-
aussetzungen vorsieht, sind auslandische Bildungsabschlisse und Zeiten der Berufstatigkeit im Ausland
zu bertcksichtigen.

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920
§ 62 UmschulungsmaBnahmen; Umschulungsprifungen

(1) MaBnahmen der beruflichen Umschulung missen nach Inhalt, Art, Ziel und Dauer den besonderen
Erfordernissen der beruflichen Erwachsenenbildung entsprechen.

(2) TUmschulende haben die Durchflhrung der beruflichen Umschulung vor Beginn der MaBnahme der
zustandigen Stelle schriftlich anzuzeigen. “Die Anzeigepflicht erstreckt sich auf den wesentlichen Inhalt

des Umschulungsverhaltnisses. ?Bei Abschluss eines Umschulungsvertrages ist eine Ausfertigung der Ver-
tragsniederschrift beizufligen.

(3) 'Fur die Durchfuihrung von Prifungen im Bereich der beruflichen Umschulung errichtet die zustandige

Stelle Prifungsausschisse. %5 37 Absatz 2 und 3 sowie § 39 Absatz 2 und die §§ 40 bis 42, 46 und 47
gelten entsprechend.
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(4) Der Priifling ist auf Antrag von der Ablegung einzelner Prifungsbestandteile durch die zustandige Stelle
zu befreien, wenn er eine andere vergleichbare Priufung vor einer 6ffentlichen oder staatlich anerkannten
Bildungseinrichtung oder vor einem staatlichen Prafungsausschuss erfolgreich abgelegt hat und die An-
meldung zur Umschulungsprufung innerhalb von zehn Jahren nach der Bekanntgabe des Bestehens der
anderen Prufung erfolgt.

FuBnoten

(+++ § 62 Abs. 4: Zur Anwendung vgl. § 7 BodVerkFKrV +++)
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920

§ 63 Gleichstellung von Priifungszeugnissen
Das Bundesministerium flr Wirtschaft und Energie oder das sonst zustandige Fachministerium kann im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium fr Bildung und Forschung nach Anhérung des Hauptausschus-
ses des Bundesinstituts flr Berufsbildung durch Rechtsverordnung auRerhalb des Anwendungsbereichs
dieses Gesetzes oder im Ausland erworbene Prifungszeugnisse den entsprechenden Zeugnissen Gber das
Bestehen einer Umschulungspriifung auf der Grundlage der §§ 58 und 59 gleichstellen, wenn die in der
Prifung nachzuweisenden beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fahigkeiten gleichwertig sind.
FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.20201 920

Kapitel 4 Berufshildung fiir besondere Personengruppen

Fulnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

Abschnitt 1 Berufsbildung behinderter Menschen

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 | 920
§ 64 Berufsausbhildung

Behinderte Menschen (§ 2 Absatz 1 Satz 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch) sollen in anerkannten
Ausbildungsberufen ausgebildet werden.

FulBnoten

Neugefasst durch Bek. v. 4.5.20201 920

§ 65 Berufsausbildung in anerkannten Ausbildungsberufen

(1) lRegeIungen nach den 8§ 9 und 47 sollen die besonderen Verhaltnisse behinderter Menschen bertck-

sichtigen. “Dies gilt insbesondere fur die zeitliche und sachliche Gliederung der Ausbildung, die Dauer von
Prafungszeiten, die Zulassung von Hilfsmitteln und die Inanspruchnahme von Hilfeleistungen Dritter wie
Gebardensprachdolmetscher fur hérbehinderte Menschen.

(2) 'Der Berufsausbildungsvertrag mit einem behinderten Menschen ist in das Verzeichnis der Berufsaus-

bildungsverhaltnisse (§ 34) einzutragen. ?Der behinderte Mensch ist zur Abschlussprifung auch zuzulas-
sen, wenn die Voraussetzungen des § 43 Absatz 1 Nummer 2 und 3 nicht vorliegen.

FuBnoten
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Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 66 Ausbildungsregelungen der zustdandigen Stellen

(1) Fiir behinderte Menschen, flir die wegen Art und Schwere ihrer Behinderung eine Ausbildung in ei-
nem anerkannten Ausbildungsberuf nicht in Betracht kommt, treffen die zustandigen Stellen auf Antrag
der behinderten Menschen oder ihrer gesetzlichen Vertreter oder Vertreterinnen Ausbildungsregelungen

entsprechend den Empfehlungen des Hauptausschusses des Bundesinstituts fur Berufsbildung. ’Die Aus-
bildungsinhalte sollen unter Bertcksichtigung von Lage und Entwicklung des allgemeinen Arbeitsmarktes

aus den Inhalten anerkannter Ausbildungsberufe entwickelt werden. 3Im Antrag nach Satz 1 ist eine Aus-
bildungsmaglichkeit in dem angestrebten Ausbildungsgang nachzuweisen.

(2) § 65 Absatz 2 Satz 1 gilt entsprechend.
Fulnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920
§ 67 Berufliche Fortbildung, berufliche Umschulung

Fir die berufliche Fortbildung und die berufliche Umschulung behinderter Menschen gelten die §§ 64 bis
66 entsprechend, soweit es Art und Schwere der Behinderung erfordern.

Fulnoten

Neugefasst durch Bek. v. 4.5.20201 920

Abschnitt 2 Berufsausbildungsvorbereitung

Fulnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 68 Personenkreis und Anforderungen

(1) 'Die Berufsausbildungsvorbereitung richtet sich an lernbeeintrachtigte oder sozial benachteiligte Per-
sonen, deren Entwicklungsstand eine erfolgreiche Ausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf

noch nicht erwarten lasst. “Sie muss nach Inhalt, Art, Ziel und Dauer den besonderen Erfordernissen des
in Satz 1 genannten Personenkreises entsprechen und durch umfassende sozialpadagogische Betreuung
und Unterstltzung begleitet werden.

(2) Fur die Berufsausbildungsvorbereitung, die nicht im Rahmen des Dritten Buches Sozialgesetzbuch
oder anderer vergleichbarer, offentlich geférderter MaBnahmen durchgefihrt wird, gelten die §§ 27 bis
33 entsprechend.
FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 69 Qualifizierungsbausteine, Bescheinigung
(1) Die Vermittlung von Grundlagen flir den Erwerb beruflicher Handlungsfahigkeit (§ 1 Absatz 2) kann

insbesondere durch inhaltlich und zeitlich abgegrenzte Lerneinheiten erfolgen, die aus den Inhalten an-
erkannter Ausbildungsberufe entwickelt werden (Qualifizierungsbausteine).

(2) *Uber vermittelte Grundlagen fir den Erwerb beruflicher Handlungsfahigkeit stellt der Anbieter der

Berufsausbildungsvorbereitung eine Bescheinigung aus. ’Das Nahere regelt das Bundesministerium flr
Bildung und Forschung im Einvernehmen mit den fur den Erlass von Ausbildungsordnungen zustandi-
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gen Fachministerien nach Anhérung des Hauptausschusses des Bundesinstituts fir Berufsbildung durch
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf.

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920
§ 70 Uberwachung, Beratung

(1) Die nach Landesrecht zustandige Behdrde hat die Berufsausbildungsvorbereitung zu untersagen, wenn
die Voraussetzungen des § 68 Absatz 1 nicht vorliegen.

(2) 'Der Anbieter hat die Durchfuhrung von MaRnahmen der Berufsausbildungsvorbereitung vor Beginn

der MaBnahme der zustandigen Stelle schriftlich anzuzeigen. ’Die Anzeigepflicht erstreckt sich auf den
wesentlichen Inhalt des Qualifizierungsvertrages.

(3) Die Absatze 1 und 2 sowie § 76 finden keine Anwendung, soweit die Berufsausbildungsvorbereitung
im Rahmen des Dritten Buches Sozialgesetzbuch oder anderer vergleichbarer, 6ffentlich geférderter MaR-
nahmen durchgefihrt wird.

FuBnoten

Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

Teil 3 Organisation der Berufsbildung

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

Kapitel 1 Zustandige Stellen; zustandige Behorden

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

Abschnitt 1 Bestimmung der zustandigen Stelle

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920
§ 71 Zustandige Stellen

(1) Fir die Berufsbildung in Berufen der Handwerksordnung ist die Handwerkskammer zusténdige Stelle
im Sinne dieses Gesetzes.

(2) Fir die Berufsbildung in nichthandwerklichen Gewerbeberufen ist die Industrie- und Handelskammer
zustandige Stelle im Sinne dieses Gesetzes.

(3) Fir die Berufsbhildung in Berufen der Landwirtschaft, einschlieBlich der Iandlichen Hauswirtschaft, ist
die Landwirtschaftskammer zustandige Stelle im Sinne dieses Gesetzes.

(4) FUr die Berufsbildung der Fachangestellten im Bereich der Rechtspflege sind jeweils flir ihren Bereich

die Rechtsanwalts-, Patentanwalts- und Notarkammern und fir ihren Tatigkeitsbereich die Notarkassen
zustandige Stelle im Sinne dieses Gesetzes.
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(5) Fur die Berufsbildung der Fachangestellten im Bereich der Wirtschaftsprifung und Steuerberatung
sind jeweils fur ihren Bereich die Wirtschaftspriferkammern und die Steuerberaterkammern zustandige
Stelle im Sinne dieses Gesetzes.

(6) Fur die Berufsbildung der Fachangestellten im Bereich der Gesundheitsdienstberufe sind jeweils fur
ihren Bereich die Arzte-, Zahnarzte-, Tierarzte- und Apothekerkammern zustandige Stelle im Sinne dieses
Gesetzes.

(7) Soweit die Berufsausbildungsvorbereitung, die Berufsausbildung und die berufliche Umschulung in Be-
trieben zulassungspflichtiger Handwerke, zulassungsfreier Handwerke und handwerksahnlicher Gewerbe
durchgefuhrt wird, ist abweichend von den Absatzen 2 bis 6 die Handwerkskammer zustandige Stelle im
Sinne dieses Gesetzes.

(8) Soweit Kammern flr einzelne Berufsbereiche der Absatze 1 bis 6 nicht bestehen, bestimmt das Land
die zustandige Stelle.

(9) IZust'andige Stellen kénnen vereinbaren, dass die ihnen jeweils durch Gesetz zugewiesenen Aufgaben

im Bereich der Berufsbildung durch eine von ihnen fir die Beteiligten wahrgenommen werden. “Die Ver-
einbarung bedarf der Genehmigung durch die zustandigen obersten Bundes- oder Landesbehdérden.

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920
§ 72 Bestimmung durch Rechtsverordnung

Das zustandige Fachministerium kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fir Bildung und
Forschung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates fur Berufsbereiche, die durch § 71
nicht geregelt sind, die zustandige Stelle bestimmen.

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920
§ 73 Zustandige Stellen im Bereich des 6ffentlichen Dienstes

(1) Im o6ffentlichen Dienst bestimmt flr den Bund die oberste Bundesbehorde flr ihren Geschaftsbereich
die zustandige Stelle

1. in den Fallen der §§ 32, 33 und 76 sowie der §§ 23, 24 und 41a der Handwerksordnung,
2. fur die Berufsbildung in anderen als den durch die §§ 71 und 72 erfassten Berufsbereichen;

dies gilt auch fir die der Aufsicht des Bundes unterstehenden Kérperschaften, Anstalten und Stiftungen
des offentlichen Rechts.

(2) 'Im &ffentlichen Dienst bestimmen die Lander fiir inren Bereich sowie fiir die Gemeinden und Gemein-
deverbande die zustandige Stelle flir die Berufsbildung in anderen als den durch die §§ 71 und 72 erfassten

Berufsbereichen. Dies gilt auch fur die der Aufsicht der Lander unterstehenden Kérperschaften, Anstalten
und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts.

(3) § 71 Absatz 9 gilt entsprechend.
Fulnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920
§ 74 Erweiterte Zustandigkeit
§ 73 gilt entsprechend fiir Ausbildungsberufe, in denen im Bereich der Kirchen und sonstigen Religions-

gemeinschaften des 6ffentlichen Rechts oder aullerhalb des &ffentlichen Dienstes nach Ausbildungsord-
nungen des offentlichen Dienstes ausgebildet wird.
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Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920

§ 75 Zustandige Stellen im Bereich der Kirchen und sons-
tigen Religionsgemeinschaften des offentlichen Rechts

Die Kirchen und sonstigen Religionsgemeinschaften des 6ffentlichen Rechts bestimmen flir ihren Bereich
die zustandige Stelle fur die Berufsbildung in anderen als den durch die §§ 71, 72 und 74 erfassten Be-

rufsbereichen. “Die §§ 77 bis 80 finden keine Anwendung.
FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

Abschnitt 2 Uberwachung der Berufsbildung

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 | 920

§ 76 Uberwachung, Beratung

(1) 'Die zustandige Stelle (iberwacht die Durchflihrung

1. der Berufsausbildungsvorbereitung,
2. der Berufsausbildung und
3. der beruflichen Umschulung

und férdert diese durch Beratung der an der Berufsbildung beteiligten Personen. ?Sie hat zu diesem Zweck
Berater oder Beraterinnen zu bestellen.

(2) Ausbildende, Umschulende und Anbieter von MaBnahmen der Berufsausbildungsvorbereitung sind

auf Verlangen verpflichtet, die fiir die Uberwachung notwendigen Auskiinfte zu erteilen und Unterlagen
vorzulegen sowie die Besichtigung der Ausbildungsstatten zu gestatten.

(3) 'Die Durchflihrung von Auslandsaufenthalten nach § 2 Absatz 3 Uberwacht und férdert die zustandige

Stelle in geeigneter Weise. zBetrégt die Dauer eines Ausbildungsabschnitts im Ausland mehr als acht
Wochen, ist hierfur ein mit der zustandigen Stelle abgestimmter Plan erforderlich.

(4) Auskunftspflichtige kénnen die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Beantwortung sie selbst
oder einen der in § 52 der Strafprozessordnung bezeichneten Angehdérigen der Gefahr strafgerichtlicher
Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz Uber Ordnungswidrigkeiten aussetzen wurde.

(5) Die zustandige Stelle teilt der Aufsichtsbehdrde nach dem Jugendarbeitsschutzgesetz Wahrnehmun-
gen mit, die fur die Durchfihrung des Jugendarbeitsschutzgesetzes von Bedeutung sein kénnen.

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920

Abschnitt 3 Berufsbildungsausschuss der zustidndigen Stelle

FuBnoten

Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920
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§ 77 Errichtung

(1) 'Die zustandige Stelle errichtet einen Berufsbildungsausschuss. lhm gehdren sechs Beauftragte der
Arbeitgeber, sechs Beauftragte der Arbeitnehmer und sechs Lehrkrafte an berufsbildenden Schulen an,
die Lehrkrafte mit beratender Stimme.

(2) Die Beauftragten der Arbeitgeber werden auf Vorschlag der zustéandigen Stelle, die Beauftragten der
Arbeitnehmer auf Vorschlag derim Bezirk der zustandigen Stelle bestehenden Gewerkschaften und selbst-
standigen Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer Zwecksetzung, die Lehr-
krafte an berufsbildenden Schulen von der nach Landesrecht zustandigen Behdérde langstens flr vier Jahre
als Mitglieder berufen.

(3)'Die Tatigkeit im Berufsbildungsausschuss ist ehrenamtlich. 2Fiir bare Auslagen und fir Zeitversaumnis
ist, soweit eine Entschadigung nicht von anderer Seite gewahrt wird, eine angemessene Entschadigung zu
zahlen, deren Hohe von der zustandigen Stelle mit Genehmigung der obersten Landesbehdrde festgesetzt
wird.

(4) Die Mitglieder kdnnen nach Anhéren der an ihrer Berufung Beteiligten aus wichtigem Grund abberufen
werden.

(5) 'Die Mitglieder haben Stellvertreter oder Stellvertreterinnen. ’Die Absatze 1 bis 4 gelten flr die Stell-
vertreter und Stellvertreterinnen entsprechend.

(6) 'Der Berufsbildungsausschuss wahlt ein Mitglied, das den Vorsitz fuhrt, und ein weiteres Mitglied,

das den Vorsitz stellvertretend Gbernimmt. ?Der Vorsitz und seine Stellvertretung sollen nicht derselben
Mitgliedergruppe angehoren.

Fulnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 78 Beschlussfahigkeit, Abstimmung

(1) 'Der Berufsbildungsausschuss ist beschlussfahig, wenn mehr als die Halfte seiner stimmberechtigten
Mitglieder anwesend ist. 2Er beschlieRt mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen.

(2) Zur Wirksamkeit eines Beschlusses ist es erforderlich, dass der Gegenstand bei der Einberufung des
Ausschusses bezeichnet ist, es sei denn, dass er mit Zustimmung von zwei Dritteln der stimmberechtigten
Mitglieder nachtraglich auf die Tagesordnung gesetzt wird.

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 79 Aufgaben

(1) ‘Der Berufsbildungsausschuss ist in allen wichtigen Angelegenheiten der beruflichen Bildung zu un-

terrichten und zu héren. Er hat im Rahmen seiner Aufgaben auf eine stetige Entwicklung der Qualitat
der beruflichen Bildung hinzuwirken.

(2) Wichtige Angelegenheiten, in denen der Berufsbhildungsausschuss anzuhdren ist, sind insbesondere:

1. Erlass von Verwaltungsgrundsatzen Uber die Eignung von Ausbildungs- und Umschulungsstatten,
fur das Fihren von Ausbildungsnachweisen nach § 13 Satz 2 Nummer 7, fur die Verkirzung der
Ausbildungsdauer, fur die vorzeitige Zulassung zur Abschlussprifung, fir die Durchfiihrung der
Prifungen, zur Durchfihrung von dber- und auBerbetrieblicher Ausbildung sowie Verwaltungs-
richtlinien zur beruflichen Bildung,

2. Umsetzung der vom Landesausschuss fiir Berufsbildung empfohlenen MaBnahmen,
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3. wesentliche inhaltliche Anderungen des Ausbildungsvertragsmusters.

(3) Wichtige Angelegenheiten, in denen der Berufsbildungsausschuss zu unterrichten ist, sind insbeson-
dere:

1. Zahl und Art der der zustandigen Stelle angezeigten MaBnahmen der Berufsausbildungsvorberei-
tung und beruflichen Umschulung sowie der eingetragenen Berufsausbildungsverhaltnisse,

2. Zahl und Ergebnisse von durchgeflhrten Prafungen sowie hierbei gewonnene Erfahrungen,
3. Tatigkeit der Berater und Beraterinnen nach § 76 Absatz 1 Satz 2,

4, fur den raumlichen und fachlichen Zustandigkeitsbereich der zustandigen Stelle neue Formen,
Inhalte und Methoden der Berufsbildung,

5. Stellungnahmen oder Vorschlage der zustandigen Stelle gegenliber anderen Stellen und Behor-
den, soweit sie sich auf die Durchfihrung dieses Gesetzes oder der auf Grund dieses Gesetzes
erlassenen Rechtsvorschriften beziehen,

6. Bau eigener Uberbetrieblicher Berufsbildungsstatten,
7. Beschllsse nach Absatz 5 sowie beschlossene Haushaltsansatze zur Durchfiihrung der Berufsbil-
dung mit Ausnahme der Personalkosten,
8. Verfahren zur Beilegung von Streitigkeiten aus Ausbildungsverhaltnissen,
9. ﬁrb@;smarktfragen, soweit sie die Berufshildung im Zustandigkeitsbereich der zustandigen Stelle
erthren.

(4) 'Der Berufsbildungsausschuss hat die auf Grund dieses Gesetzes von der zustandigen Stelle zu erlas-

senden Rechtsvorschriften fir die Durchfihrung der Berufsbildung zu beschliefen. 2Gegen Beschlusse,
die gegen Gesetz oder Satzung verstolBen, kann die zur Vertretung der zustandigen Stelle berechtigte

Person innerhalb einer Woche Einspruch einlegen. Der Einspruch ist zu begrinden und hat aufschiebende
Wirkung. ‘Der Berufsbildungsausschuss hat seinen Beschluss zu Uberprifen und erneut zu beschliefen.

(5) 'Beschlisse, zu deren Durchflihrung die fur Berufsbildung im laufenden Haushalt vorgesehenen Mittel
nicht ausreichen, bedurfen fur ihre Wirksamkeit der Zustimmung der flr den Haushaltsplan zustandigen

Organe. ’Das Gleiche gilt fir Beschllisse, zu deren Durchfiihrung in folgenden Haushaltsjahren Mittel be-
reitgestellt werden missen, die die Ausgaben fir Berufsbildung des laufenden Haushalts nicht unwesent-
lich Gbersteigen.

(6) Abweichend von § 77 Absatz 1 haben die Lehrkrafte Stimmrecht bei Beschlissen zu Angelegenheiten
der Berufsausbildungsvorbereitung und Berufsausbildung, soweit sich die Beschlisse unmittelbar auf die
Organisation der schulischen Berufshildung auswirken.

FuBnoten

(+++ § 79 Abs. 2 Nr. 1: Zur Weiteranwendung in der bis zum 5.4.2017 geltenden Fassung vgl. § 103
(frGher § 104) +++)

Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 80 Geschaftsordnung

"Der Berufsbildungsausschuss gibt sich eine Geschaftsordnung. ?Sje kann die Bildung von Unterausschis-

sen vorsehen und bestimmen, dass ihnen nicht nur Mitglieder des Ausschusses angehdoren. JFir die Un-
terausschisse gelten § 77 Absatz 2 bis 6 und § 78 entsprechend.

FuBnoten

Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920
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Abschnitt 4 Zustdndige Behorden

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920
§ 81 Zustandige Behérden

(1) Im Bereich des Bundes ist die oberste Bundesbehdrde oder die von ihr bestimmte Behorde die zustan-
dige Behdrde im Sinne des § 30 Absatz 6, der §§ 32, 33, 40 Absatz 6 und der §§ 47, 54 Absatz 3 und des
§ 77 Absatz 2 und 3.

(2) Ist eine oberste Bundesbehdrde oder eine oberste Landesbehdrde zustandige Stelle im Sinne dieses
Gesetzes, so bedarf es im Fall des § 40 Absatz 6, des § 47 Absatz 1 und des § 77 Absatz 3 keiner Geneh-
migung und im Fall des § 54 keiner Bestatigung.

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

Kapitel 2 Landesausschiisse fiir Berufsbildung

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 82 Errichtung, Geschaftsordnung, Abstimmung

(1) 'Bei der Landesregierung wird ein Landesausschuss flr Berufsbildung errichtet. 2Er setzt sich zusam-
men aus einer gleichen Zahl von Beauftragten der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer und der obersten Lan-

desbehérden. *Die Halfte der Beauftragten der obersten Landesbehdrden muss in Fragen des Schulwe-
sens sachverstandig sein.

(2) 'Die Mitglieder des Landesausschusses werden langstens flr vier Jahre von der Landesregierung beru-
fen, die Beauftragten der Arbeitgeber auf Vorschlag der auf Landesebene bestehenden Zusammenschlus-
se der Kammern, der Arbeitgeberverbande und der Unternehmerverbande, die Beauftragten der Arbeit-
nehmer auf Vorschlag der auf Landesebene bestehenden Gewerkschaften und selbststandigen Vereini-

gungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspolitischer Zwecksetzung. Die Tatigkeit im Landesaus-

schuss ist ehrenamtlich. *Fur bare Auslagen und fur Zeitversaumnis ist, soweit eine Entschadigung nicht
von anderer Seite gewahrt wird, eine angemessene Entschadigung zu zahlen, deren Hohe von der Lan-

desregierung oder der von ihr bestimmten obersten Landesbehdérde festgesetzt wird. “Die Mitglieder kon-

nen nach Anhéren der an ihrer Berufung Beteiligten aus wichtigem Grund abberufen werden. °Der Aus-
schuss wahlt ein Mitglied, das den Vorsitz fhrt, und ein weiteres Mitglied, das den Vorsitz stellvertretend

{ibernimmt. °Der Vorsitz und seine Stellvertretung sollen nicht derselben Mitgliedergruppe angehéren.

(3) 'Die Mitglieder haben Stellvertreter oder Stellvertreterinnen. “Die Absatze 1 und 2 gelten fUr die Stell-
vertreter und Stellvertreterinnen entsprechend.

(4) 'Der Landesausschuss gibt sich eine Geschaftsordnung, die der Genehmigung der Landesregierung
oder der von ihr bestimmten obersten Landesbehérde bedarf. “Sie kann die Bildung von Unterausschissen
vorsehen und bestimmen, dass ihnen nicht nur Mitglieder des Landesausschusses angehdren. Absatz 2

Satz 2 qilt fur die Unterausschisse hinsichtlich der Entschadigung entsprechend. “An den Sitzungen des
Landesausschusses und der Unterausschisse kénnen Vertreter der beteiligten obersten Landesbehérden,
der Gemeinden und Gemeindeverbande sowie der Agentur fir Arbeit teilnehmen.
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(5) 'Der Landesausschuss ist beschlussfahig, wenn mehr als die Halfte seiner Mitglieder anwesend ist. 2Er
beschlielSt mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen.

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 | 920

§ 83 Aufgaben

(1) 'Der Landesausschuss hat die Landesregierung in den Fragen der Berufsbildung zu beraten, die sich

fur das Land ergeben. 2Er hat im Rahmen seiner Aufgaben auf eine stetige Entwicklung der Qualitat der
beruflichen Bildung hinzuwirken.

(2) “Er hat insbesondere im Interesse einer einheitlichen Berufsbildung auf eine Zusammenarbeit zwi-
schen der schulischen Berufsbildung und der Berufsbildung nach diesem Gesetz sowie auf eine Berlck-
sichtigung der Berufsbildung bei der Neuordnung und Weiterentwicklung des Schulwesens hinzuwirken.

?Der Landesausschuss kann zur Starkung der regionalen Ausbildungs- und Beschaftigungssituation Emp-
fehlungen zur inhaltlichen und organisatorischen Abstimmung und zur Verbesserung der Ausbildungsan-
gebote aussprechen.

FuBnoten

Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

Teil 4 Berufsbildungsforschung, Planung und Statistik

FuBBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920
§ 84 Ziele der Berufsbildungsforschung

Die Berufsbildungsforschung soll

Grundlagen der Berufsbildung klaren,
inlandische, europaische und internationale Entwicklungen in der Berufsbildung beobachten,

Anforderungen an Inhalte und Ziele der Berufsbildung ermitteln,

P W b=

Weiterentwicklungen der Berufsbildung in Hinblick auf gewandelte wirtschaftliche, gesellschaftli-
che und technische Erfordernisse vorbereiten,

5. Instrumente und Verfahren der Vermittiung von Berufsbildung sowie den Wissens- und Technolo-
gietransfer férdern.

FuBBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920
§ 85 Ziele der Berufsbildungsplanung

(1) Durch die Berufsbildungsplanung sind Grundlagen fur eine abgestimmte und den technischen, wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Anforderungen entsprechende Entwicklung der beruflichen Bildung zu
schaffen.

(2) Die Berufsbildungsplanung hat insbesondere dazu beizutragen, dass die Ausbildungsstatten nach Art,
Zahl, GréRe und Standort ein qualitativ und quantitativ ausreichendes Angebot an beruflichen Ausbil-
dungsplatzen gewahrleisten und dass sie unter Bericksichtigung der voraussehbaren Nachfrage und des
langfristig zu erwartenden Bedarfs an Ausbildungsplatzen maéglichst glnstig genutzt werden.
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Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920

§ 86 Berufsbildungsbericht

(1) 'Das Bundesministerium fir Bildung und Forschung hat Entwicklungen in der beruflichen Bildung stan-
dig zu beobachten und daruber bis zum 15. Mai jeden Jahres der Bundesregierung einen Bericht (Berufs-

bildungsbericht) vorzulegen. %In dem Bericht sind Stand und voraussichtliche Weiterentwicklungen der

Berufsbildung darzustellen. JErscheint die Sicherung eines regional und sektoral ausgewogenen Angebots
an Ausbildungsplatzen als gefahrdet, sollen in den Bericht Vorschlage fur die Behebung aufgenommen
werden.

(2) Der Bericht soll angeben
1. fur das vergangene Kalenderjahr

a) auf der Grundlage von Angaben der zustandigen Stellen die in das Verzeichnis der Berufs-
ausbildungsverhaltnisse nach diesem Gesetz oder der Handwerksordnung eingetragenen
Berufsausbildungsvertrage, die vor dem 1. Oktober des vergangenen Jahres in den voran-
gegangenen zwolf Monaten abgeschlossen worden sind und am 30. September des ver-
gangenen Jahres noch bestehen, sowie

b) die Zahl der am 30. September des vergangenen Jahres nicht besetzten, der Bundesagen-
tur fur Arbeit zur Vermittlung angebotenen Ausbildungsplatze und die Zahl der zu diesem
Zeitpunkt bei der Bundesagentur flr Arbeit gemeldeten Ausbildungsplatze suchenden Per-
sonen;

2. fur das laufende Kalenderjahr

a) die bis zum 30. September des laufenden Jahres zu erwartende Zahl der Ausbildungsplatze
suchenden Personen,

b) eine Einschatzung des bis zum 30. September des laufenden Jahres zu erwartenden An-
gebots an Ausbildungsplatzen.

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1 920
§ 87 Zweck und Durchfiihrung der Berufsbildungsstatistik
(1) Fur Zwecke der Planung und Ordnung der Berufsbildung wird eine Bundesstatistik durchgefiihrt.

(2) Das Bundesinstitut fur Berufsbildung und die Bundesagentur fir Arbeit unterstiitzen das Statistische
Bundesamt bei der technischen und methodischen Vorbereitung der Statistik.

(3) Das Erhebungs- und Aufbereitungsprogramm ist im Benehmen mit dem Bundesinstitut flr Berufsbil-
dung so zu gestalten, dass die erhobenen Daten fur Zwecke der Planung und Ordnung der Berufsbildung
im Rahmen der jeweiligen Zustandigkeiten Verwendung finden kénnen.

FuBnoten

Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920

§ 88 Erhebungen

(1) 'Die jahrliche Bundesstatistik erfasst

1. fur jeden Berufsausbildungsvertrag:

- Seite 45 von 55 -



a) Geschlecht, Geburtsjahr, Staatsangehérigkeit der Auszubildenden,
b) Amtlicher Gemeindeschllssel des Wohnortes der Auszubildenden bei Vertragsabschluss,

C) allgemeinbildender Schulabschluss, vorausgegangene Teilnahme an berufsvorbereitender
Qualifizierung oder beruflicher Grundbildung, vorherige Berufsausbildung sowie vorheri-
ges Studium der Auszubildenden,

d) Ausbildungsberuf einschlieBlich Fachrichtung,

e) Amtlicher Gemeindeschlissel und geografische Gitterzelle der Ausbildungsstatte, Wirt-
schaftszweig, Zugehorigkeit zum &ffentlichen Dienst,

f) Verklrzung der Ausbildungsdauer, Teilzeitberufsausbildung, Dauer der Probezeit,
g) die bei Vertragsabschluss vereinbarte Vergitung fiir jedes Ausbildungsjahr,

h) Tag, Monat und Jahr des vertraglich vereinbarten Beginns und Endes der aktuellen Ausbil-
dung, Tag, Monat und Jahr einer vorzeitigen Auflésung des Berufsausbildungsverhaltnis-
ses,

i) Anschlussvertrag bei Anrechnung einer zuvor absolvierten dualen Berufsausbildung nach
diesem Gesetz oder nach der Handwerksordnung mit Angabe des Ausbildungsberufs,

i Art der Férderung bei Uberwiegend 6ffentlich, insbesondere auf Grund des Dritten Buches
Sozialgesetzbuch geférderten Berufsausbildungsverhaltnissen,

k) Tag, Monat und Jahr der Abschlussprifung, Art der Zulassung zur Prifung, Tag, Monat und
Jahr der Wiederholungsprufungen, Prifungserfolg,

) ausbildungsintegrierendes duales Studium,

2. fur jede Prufungsteilnahme in der beruflichen Bildung mit Ausnahme der durch Nummer 1 erfass-
ten Ausbildungsvertrage: Geschlecht, Geburtsjahr und Vorbildung der Teilnehmenden, Berufsrich-
tung, Wiederholungsprifung, Art der Prifung, Prifungserfolg,

3. fur jeden Ausbilder und jede Ausbilderin: Geschlecht, Geburtsjahr, Art der fachlichen Eignung.

?Der Berichtszeitraum fiir die Erhebungen ist das Kalenderjahr. ’Die Angaben werden mit dem Datenstand
zum 31. Dezember des Berichtszeitraums erhoben.

(2) THilfsmerkmale sind Name und Anschrift der Auskunftspflichtigen, die laufenden Nummern der Da-
tensatze zu den Auszubildenden, den Prifungsteilnehmenden und den Ausbildern und Ausbilderinnen
sowie die Betriebsnummer der Ausbildungsstatte nach § 18i Absatz 1 oder § 18k Absatz 1 des Vierten

Buches Sozialgesetzbuch. “Die Hilfsmerkmale sind zum frihestmdglichen Zeitpunkt, spatestens jedoch

nach Abschluss der wiederkehrenden Erhebung, zu I6schen. 3Die Merkmale nach Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1 Buchstabe e Wirtschaftszweig, Amtlicher Gemeindeschlissel und geografische Gitterzelle dirfen
mittels des Hilfsmerkmals Betriebsnummer der Ausbildungsstatte nach § 18i Absatz 1 oder § 18k Absatz
1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch aus den Daten des Statistikregisters nach § 13 Absatz 1 des Bun-
desstatistikgesetzes ermittelt werden und mit den Daten nach Absatz 1 Satz 1 und nach Absatz 2 Satz
1 zusammengeflihrt werden.

(3) Auskunftspflichtig sind die zustandigen Stellen.

(4) 1zu Zwecken der Erstellung der Berufsbildungsberichterstattung sowie zur Durchfihrung der Berufs-
bildungsforschung nach § 84 werden die nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 erhobenen Daten als
Einzelangaben vom Statistischen Bundesamt und von den statistischen Amtern der Lander verarbeitet

und an das Bundesinstitut fur Berufsbildung Gbermittelt. Hierzu wird beim Bundesinstitut fir Berufsbil-
dung eine Organisationseinheit eingerichtet, die raumlich, organisatorisch und personell von den anderen

Aufgabenbereichen des Bundesinstituts flr Berufsbildung zu trennen ist. °Die in der Organisationseinheit

tatigen Personen missen Amtstrager oder fur den 6ffentlichen Dienst besonders Verpflichtete sein. ‘Sie
durfen aus ihrer Tatigkeit gewonnene Erkenntnisse nur zur Erstellung des Berufsbildungsberichts sowie

zur Durchflhrung der Berufsbhildungsforschung verwenden. °Die nach Satz 1 tibermittelten Daten diirfen
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nicht mit anderen personenbezogenen Daten zusammengefuhrt werden. ®Das Nahere zur Ausflhrung der
Satze 2 und 3 regelt das Bundesministerium flr Bildung und Forschung durch Erlass.

FuBnoten

(+++ § 88: Zur Geltung u. Anwendung vgl. § 106 Abs. 2 +++)
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 | 920

Teil 5 Bundesinstitut fir Berufsbildung

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920

§ 89 Bundesinstitut fiir Berufsbildung

'Das Bundesinstitut fir Berufsbildung ist eine bundesunmittelbare rechtsfahige Anstalt des 6ffentlichen
Rechts. “Es hat seinen Sitz in Bonn.

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920
§ 90 Aufgaben

(1) Das Bundesinstitut fur Berufsbildung fhrt seine Aufgaben im Rahmen der Bildungspolitik der Bun-
desregierung durch.

(2) ’Das Bundesinstitut fiir Berufsbildung hat die Aufgabe, durch wissenschaftliche Forschung zur Be-

rufsbildungsforschung beizutragen. Die Forschung wird auf der Grundlage eines jahrlichen Forschungs-
programms durchgefuhrt; das Forschungsprogramm bedarf der Genehmigung des Bundesministeri-

ums flr Bildung und Forschung. SWeitere Forschungsaufgaben kénnen dem Bundesinstitut flr Berufsbil-
dung von obersten Bundesbehdérden im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fur Bildung und For-

schung Ubertragen werden. “Die wesentlichen Ergebnisse der Forschungsarbeit des Bundesinstituts fur
Berufsbildung sind zu veroffentlichen.

(3) Das Bundesinstitut fur Berufsbildung hat die sonstigen Aufgaben:
1. nach Weisung des zustandigen Bundesministeriums

a) an der Vorbereitung von Ausbildungsordnungen und sonstigen Rechtsverordnungen,
die nach diesem Gesetz oder nach dem zweiten Teil der Handwerksordnung zu erlassen
sind, mitzuwirken,

b) an der Vorbereitung des Berufsbildungsberichts mitzuwirken,
C) an der Durchfihrung der Berufsbildungsstatistik nach Mallgabe des § 87 mitzuwirken,
d) Modellversuche einschlieBlich wissenschaftlicher Begleituntersuchungen zu férdern,

e) an der internationalen Zusammenarbeit in der beruflichen Bildung mitzuwirken,

f) weitere Verwaltungsaufgaben des Bundes zur Férderung der Berufsbildung zu Uberneh-
men;
2. nach allgemeinen Verwaltungsvorschriften des zustandigen Bundesministeriums die Férderung

Uberbetrieblicher Berufsbildungsstatten durchzufiihren und die Planung, Errichtung und Weiter-
entwicklung dieser Einrichtungen zu unterstiitzen;

3. das Verzeichnis der anerkannten Ausbildungsberufe zu fihren und zu veroffentlichen;
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4. die im Fernunterrichtsschutzgesetz beschriebenen Aufgaben nach den vom Hauptausschuss er-
lassenen und vom zustandigen Bundesministerium genehmigten Richtlinien wahrzunehmen und
durch Forderung von Entwicklungsvorhaben zur Verbesserung und Ausbau des berufsbildenden
Fernunterrichts beizutragen.

(3a) Das Bundesinstitut flr Berufsbildung nimmt die Aufgaben nach § 53 Absatz 5 Satz 1 und § 54 des
Pflegeberufegesetzes wahr.

(3b) 'Das Bundesinstitut fiir Berufsbildung nimmt die Aufgaben nach § 20a Absatz 4 Satz 5 des Aufent-
haltsgesetzes und nach § 6 Absatz 1 Satz 5 der Verordnung Uber die Beschaftigung von Auslanderinnen

und Auslandern wahr. “Dabei hat das Bundesinstitut fiir Berufsbildung zu prifen, ob die Ausbildung die
Anforderungen des Berufshildungsgesetzes erflillt und zum Erwerb der beruflichen Handlungsfahigkeit

geeignet ist. ?Das Bundesinstitut fiir Berufsbildung verdéffentlicht auf seiner Internetseite regelmaRig ei-
ne Liste der Ausbildungen, fiir die eine entsprechende Bestatigung erteilt wurde.

(4) Das Bundesinstitut fur Berufsbildung kann mit Zustimmung des Bundesministeriums fur Bildung und
Forschung mit Stellen auBerhalb der Bundesverwaltung Vertrage zur Ubernahme weiterer Aufgaben
schlielen.

Fulnoten

Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920
§ 90 Abs. 3b: Eingef. durch Art. 10a Nr. 1 G v. 16.8.2023 | Nr. 217 mWv 1.3.2024

§ 91 Organe

Die Organe des Bundesinstituts flr Berufsbildung sind:

1. der Hauptausschuss,
2. der Prasident oder die Prasidentin.
FuBnoten

Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920
§ 92 Hauptausschuss

(1) Der Hauptausschuss hat neben den ihm durch sonstige Vorschriften dieses Gesetzes zugewiesenen
Aufgaben folgende weitere Aufgaben:

1. er beschlieSt Gber die Angelegenheiten des Bundesinstituts fur Berufsbildung, soweit sie nicht
dem Prasidenten oder der Prasidentin Ubertragen sind;

2. er berat die Bundesregierung in grundsatzlichen Fragen der Berufsbildung und kann eine Stel-
lungnahme zu dem Entwurf des Berufsbildungsberichts abgeben;

3. er beschlieft das jahrliche Forschungsprogramm;

4. er kann Empfehlungen zur einheitlichen Anwendung dieses Gesetzes geben;

5. er kann zu den vom Bundesinstitut vorbereiteten Entwirfen der Verordnungen gemalt § 4 Absatz 1
unter Berlcksichtigung der entsprechenden Entwrfe der schulischen Rahmenlehrpléane Stellung
nehmen;

6. er beschlieSt Uber die in § 90 Absatz 3 Nummer 3 und 4 sowie § 97 Absatz 4 genannten Angele-
genheiten des Bundesinstituts fir Berufsbildung.

(2) Der Prasident oder die Prasidentin unterrichtet den Hauptausschuss unverziglich Gber erteilte Wei-
sungen zur Durchfihrung von Aufgaben nach § 90 Absatz 3 Nummer 1 und erlassene Verwaltungsvor-
schriften nach § 90 Absatz 3 Nummer 2.
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(3) 'Dem Hauptausschuss gehoéren je acht Beauftragte der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer und der Lan-

der sowie flnf Beauftragte des Bundes an. Die Beauftragten des Bundes flihren acht Stimmen, die nur
einheitlich abgegeben werden kdnnen; bei der Beratung der Bundesregierung in grundsatzlichen Fragen
der Berufsbildung, bei der Stellungnahme zum Entwurf des Berufsbildungsberichts und im Rahmen von

Anhoérungen nach diesem Gesetz haben sie kein Stimmrecht. *An den Sitzungen des Hauptausschusses
kénnen je ein Beauftragter oder eine Beauftragte der Bundesagentur fur Arbeit, der auf Bundesebene
bestehenden kommunalen Spitzenverbande sowie des wissenschaftlichen Beirats mit beratender Stimme
teilnehmen.

(4) Die Beauftragten der Arbeitgeber werden auf Vorschlag der auf Bundesebene bestehenden Zusam-
menschllsse der Kammern, Arbeitgeberverbande und Unternehmensverbande, die Beauftragten der Ar-
beitnehmer auf Vorschlag der auf Bundesebene bestehenden Gewerkschaften, die Beauftragten des Bun-
des auf Vorschlag der Bundesregierung und die Beauftragten der Lander auf Vorschlag des Bundesrates
vom Bundesministerium fUr Bildung und Forschung langstens flr vier Jahre berufen.

(5) 'Der Hauptausschuss wahlt auf die Dauer eines Jahres ein Mitglied, das den Vorsitz fuhrt, und ein

weiteres Mitglied, das den Vorsitz stellvertretend Gbernimmt. “Der oder die Vorsitzende wird der Reihe
nach von den Beauftragten der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer, der Lander und des Bundes vorgeschlagen.

(6) Die Tatigkeit im Hauptausschuss ist ehrenamtlich. 2Fiir bare Auslagen und Verdienstausfalle ist, soweit
eine Entschadigung nicht von anderer Seite gewahrt wird, eine angemessene Entschadigung zu zahlen,
deren Héhe vom Bundesinstitut fur Berufsbildung mit Genehmigung des Bundesministeriums flir Bildung

und Forschung festgesetzt wird. ’Die Genehmigung ergeht im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
der Finanzen.

(7) Die Mitglieder kdnnen nach Anhoren der an ihrer Berufung Beteiligten aus wichtigem Grund abberufen
werden.

(8) 'Die Beauftragten haben Stellvertreter oder Stellvertreterinnen. ’Die Absatze 4, 6 und 7 gelten ent-
sprechend.

(9) 'Der Hauptausschuss kann nach naherer Regelung der Satzung Unterausschisse einsetzen, denen
auch andere als Mitglieder des Hauptausschusses angehéren kénnen. ?Den Unterausschiissen sollen Be-

auftragte der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer, der Lander und des Bundes angehdren. °Die Absitze 4 bis
7 gelten fir die Unterausschusse entsprechend.

(10) Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben unterliegt der Hauptausschuss keinen Weisungen.
FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920

8§ 93 Prasident oder Prasidentin

(1) 'Der Prasident oder die Prasidentin vertritt das Bundesinstitut fiir Berufsbildung gerichtlich und au-

Bergerichtlich. “Er oder sie verwaltet das Bundesinstitut und fihrt dessen Aufgaben durch. ISoweit er
oder sie nicht Weisungen und allgemeine Verwaltungsvorschriften des zustandigen Bundesministeriums
zu beachten hat (§ 90 Absatz 3 Nummer 1 und 2), fuhrt er oder sie die Aufgaben nach Richtlinien des
Hauptausschusses durch.

(2) Der Prasident oder die Prasidentin wird auf Vorschlag der Bundesregierung, der Standige Vertreter
oder die Standige Vertreterin des Prasidenten oder der Prasidentin auf Vorschlag des Bundesministeriums
fur Bildung und Forschung im Benehmen mit dem Prasidenten oder der Prasidentin unter Berufung in das
Beamtenverhaltnis von dem Bundesprasidenten oder der Bundesprasidentin ernannt.

FuBnoten

Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920
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§ 94 Wissenschaftlicher Beirat

(1) Der wissenschaftliche Beirat berat die Organe des Bundesinstituts flr Berufsbildung durch Stellung-
nahmen und Empfehlungen

1. zum Forschungsprogramm des Bundesinstituts fir Berufsbildung,

2. zur Zusammenarbeit des Instituts mit Hochschulen und anderen Forschungseinrichtungen und

3. zu den jahrlichen Berichten Uber die wissenschaftlichen Ergebnisse des Bundesinstituts fur Be-
rufsbildung.

(2) 'zur Wahrnehmung seiner Aufgaben werden dem Beirat von dem Prasidenten oder der Prasidentin des

Bundesinstituts fur Berufsbildung die erforderlichen Auskiinfte erteilt. 2Auf Wunsch werden ihm einmal
jahrlich im Rahmen von Kollogquien die wissenschaftlichen Arbeiten des Bundesinstituts fur Berufsbildung
erldutert.

(3) 'Dem Beirat gehdren bis zu elf anerkannte Fachleute auf dem Gebiet der Berufsbildungsforschung aus

dem In- und Ausland an, die nicht Angehdérige des Bundesinstituts fir Berufsbildung sind. ?Sje werden von
dem Prasidenten oder der Prasidentin des Bundesinstituts fir Berufsbildung im Einvernehmen mit dem

Bundesministerium fiir Bildung und Forschung auf vier Jahre bestellt. 3Einma|ige Wiederberufung in Folge

ist moglich. “An den Sitzungen des wissenschaftlichen Beirats kdnnen vier Mitglieder des Hauptausschus-
ses, und zwar je ein Beauftragter oder eine Beauftragte der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer, der Lander
und des Bundes, ohne Stimmrecht teilnehmen.

(4) Der wissenschaftliche Beirat kann sich eine Geschaftsordnung geben.
(5) § 92 Absatz 6 gilt entsprechend.

Fulnoten

Neugefasst durch Bek. v. 4.5.20201 920

§ 95 Ausschuss fiir Fragen behinderter Menschen

(1) *zur Beratung des Bundesinstituts fur Berufsbildung bei seinen Aufgaben auf dem Gebiet der berufli-
chen Bildung behinderter Menschen wird ein standiger Unterausschuss des Hauptausschusses errichtet.

’Der Ausschuss hat darauf hinzuwirken, dass die besonderen Belange der behinderten Menschen in der
beruflichen Bildung bericksichtigt werden und die berufliche Bildung behinderter Menschen mit den Ubri-

gen Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben koordiniert wird. *Das Bundesinstitut far Berufsbildung trifft
Entscheidungen Uber die Durchfiihrung von Forschungsvorhaben, die die berufliche Bildung behinderter
Menschen betreffen, unter Bertcksichtigung von Vorschlagen des Ausschusses.

(2) 'Der Ausschuss besteht aus 17 Mitgliedern, die von dem Prasidenten oder der Prasidentin langstens fur

vier Jahre berufen werden. %Eine Wiederberufung ist zulassig. 3Die Mitglieder des Ausschusses werden auf
Vorschlag des Beirats fir die Teilhabe behinderter Menschen (§ 86 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch)
berufen, und zwar

ein Mitglied, das die Arbeitnehmer vertritt,

ein Mitglied, das die Arbeitgeber vertritt,

drei Mitglieder, die Organisationen behinderter Menschen vertreten,

ein Mitglied, das die Bundesagentur fur Arbeit vertritt,

ein Mitglied, das die gesetzliche Rentenversicherung vertritt,

ein Mitglied, das die gesetzliche Unfallversicherung vertritt,

ein Mitglied, das die Freie Wohlfahrtspflege vertritt,

zwei Mitglieder, die Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation vertreten,

sechs weitere fur die berufliche Bildung behinderter Menschen sachkundige Personen, die in Bildungs-
statten oder ambulanten Diensten fir behinderte Menschen tatig sind.
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(3) Der Ausschuss kann behinderte Menschen, die beruflich ausgebildet, fortgebildet oder umgeschult
werden, zu den Beratungen hinzuziehen.

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 |1 920

§ 96 Finanzierung des Bundesinstituts fiir Berufsbildung

(1) 'Die Ausgaben flr die Errichtung und Verwaltung des Bundesinstituts fir Berufsbildung werden

durch Zuschusse des Bundes gedeckt. ’Die Héhe der Zuschiisse des Bundes regelt das Haushaltsge-
setz.

(2) 'Die Ausgaben zur Durchfihrung von Auftragen nach § 90 Absatz 2 Satz 3 und von Aufgaben nach
§ 90 Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe f werden durch das beauftragende Bundesministerium gedeckt.

“Die Ausgaben flr die Bestatigung nach § 90 Absatz 3b sind durch die Stelle zu decken, die den entspre-

chenden Berufsabschluss erteilt. *Die Ausgaben zur Durchflihrung von Vertragen nach § 90 Absatz 4
sind durch den Vertragspartner zu decken.

FuBnoten

Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920
§ 96 Abs. 2 Satz 2: Eingef. durch Art. 10a Nr. 2 G v. 16.8.2023 | Nr. 217 mWv 1.3.2024
§ 96 Abs. 2 Satz 3: Fruher Satz 2 gem. Art. 10a Nr. 2 G v. 16.8.2023 | Nr. 217 mWv 1.3.2024

§ 97 Haushalt

(1) Der Haushaltsplan wird von dem Prasidenten oder der Prasidentin aufgestellt. Der Hauptausschuss
stellt den Haushaltsplan fest.

(2) 'Der Haushaltsplan bedarf der Genehmigung des Bundesministeriums fur Bildung und Forschung. Die
Genehmigung erstreckt sich auch auf die ZweckmaRigkeit der Ansatze.

(3) Der Haushaltsplan soll rechtzeitig vor Einreichung der Voranschlage zum Bundeshaushalt, spatestens
zum 15. Oktober des vorhergehenden Jahres, dem Bundesministerium fur Bildung und Forschung vorge-
legt werden.

(4) 10ber- und auBerplanmaBige Ausgaben kénnen vom Hauptausschuss auf Vorschlag des Prasidenten
oder der Prasidentin bewilligt werden. “Die Bewilligung bedarf der Einwilligung des Bundesministeriums flr

Bildung und Forschung und des Bundesministeriums der Finanzen. ’Die Satze 1 und 2 gelten entsprechend
fir MaBnahmen, durch die fir das Bundesinstitut flr Berufsbildung Verpflichtungen entstehen kdnnen,
fur die Ausgaben im Haushaltsplan nicht veranschlagt sind.

(5) 'Nach Ende des Haushaltsjahres wird die Rechnung von dem Prasidenten oder der Prasidentin aufge-

stellt. °Die Entlastung obliegt dem Hauptausschuss. 7Sie bedarf nicht der Genehmigung nach § 109 Absatz
3 der Bundeshaushaltsordnung.

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920
§ 98 Satzung
(1) Durch die Satzung des Bundesinstituts fur Berufsbildung sind
1. die Art und Weise der Aufgabenerflllung (§ 90 Absatz 2 und 3) sowie

2. die Organisation

naher zu regeln.
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(2) 'Der Hauptausschuss beschlieSt mit einer Mehrheit von vier Flnfteln der Stimmen seiner Mitglieder

die Satzung. %Sje bedarf der Genehmigung des Bundesministeriums fir Bildung und Forschung und ist im
Bundesanzeiger bekannt zu geben.

(3) Absatz 2 gilt fir Satzungsanderungen entsprechend.
FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.20201 920

§ 99 Personal

(1) 'Die Aufgaben des Bundesinstituts flr Berufsbildung werden von Beamten, Beamtinnen und Dienst-
kraften, die als Angestellte, Arbeiter und Arbeiterinnen beschaftigt sind, wahrgenommen. ?Es ist Dienst-

herr im Sinne des § 2 des Bundesbeamtengesetzes. ’Die Beamten und Beamtinnen sind Bundesbeamte
und Bundesbeamtinnen.

(2) ’Das Bundesministerium fiir Bildung und Forschung ernennt und entlasst die Beamten und Beamtin-
nen des Bundesinstituts, soweit das Recht zur Ernennung und Entlassung der Beamten und Beamtinnen,
deren Amt in der Bundesbesoldungsordnung B aufgefuhrt ist, nicht von dem Bundesprasidenten oder der

Bundesprasidentin ausgelbt wird. ?Das zustandige Bundesministerium kann seine Befugnisse auf den
Prasidenten oder die Prasidentin Ubertragen.

(3) 'Oberste Dienstbehérde fiir die Beamten und Beamtinnen des Bundesinstituts ist das Bundesminis-
terium fUr Bildung und Forschung. %Es kann seine Befugnisse auf den Prasidenten oder die Prasidentin

ubertragen. 3§ 144 Absatz 1 des Bundesbeamtengesetzes und § 83 Absatz 1 des Bundesdisziplinargeset-
zes bleiben unberlhrt.

(4) Auf die Angestellten, Arbeiter und Arbeiterinnen des Bundesinstituts sind die fir Arbeitnehmer und
Arbeitnehmerinnen des Bundes geltenden Tarifvertrage und sonstigen Bestimmungen anzuwenden. Aus-

nahmen bedlrfen der vorherigen Zustimmung des Bundesministeriums fir Bildung und Forschung; die
Zustimmung ergeht im Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern, fir Bau und Heimat und
dem Bundesministerium der Finanzen.
FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 100 Aufsicht Uber das Bundesinstitut fiir Berufsbildung

Das Bundesinstitut flr Berufsbildung unterliegt, soweit in diesem Gesetz nicht weitergehende Aufsichts-
befugnisse vorgesehen sind, der Rechtsaufsicht des Bundesministeriums fiir Bildung und Forschung.

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

Teil 6 BuBgeldvorschriften

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920
§ 101 BuBgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer
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1. entgegen § 11 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Absatz 4, den wesentlichen Inhalt des
Vertrages oder eine wesentliche Anderung nicht, nicht richtig, nicht vollstandig, nicht in der vor-
geschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig niederlegt,

2. entgegen § 11 Absatz 3, auch in Verbindung mit Absatz 4, eine Ausfertigung der Niederschrift
nicht oder nicht rechtzeitig aushandigt,

3. entgegen § 14 Absatz 3 Auszubildenden eine Verrichtung Ubertragt, die dem Ausbildungszweck
nicht dient,

4. entgegen § 15 Absatz 1 Satz 1 oder 2 Auszubildende beschaftigt oder nicht freistellt,

5. entgegen § 18 Absatz 3 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, eine dort genannte Vergitung
nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig zahlt,

6. entgegen § 28 Absatz 1 oder 2 Auszubildende einstellt oder ausbildet,
7. einer vollziehbaren Anordnung nach § 33 Absatz 1 oder 2 zuwiderhandelt,

8. entgegen § 36 Absatz 1 Satz 1 oder 2, jeweils auch in Verbindung mit Satz 3, die Eintragung in
das dort genannte Verzeichnis nicht oder nicht rechtzeitig beantragt oder eine Ausfertigung der
Vertragsniederschrift nicht beifiigt,

9. entgegen § 53b Absatz 4 Satz 3, § 53c Absatz 4 Satz 3, § 53d Absatz 4 Satz 3 und § 54 Absatz 4
eine Abschlussbezeichnung fuhrt oder

10. entgegen § 76 Absatz 2 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig
erteilt, eine Unterlage nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig vorlegt oder ei-
ne Besichtigung nicht oder nicht rechtzeitig gestattet.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fallen des Absatzes 1 Nummer 3 bis 7 mit einer GeldbuBe bis zu
funftausend Euro, in den Fallen des Absatzes 1 Nummer 1 mit einer GeldbufSe bis zu zweitausend Euro
und in den Ubrigen Fallen mit einer Geldbule bis zu tausend Euro geahndet werden.

FuBnoten

(+++ § 101 Abs. 1 Nr. 3: Zur Weiteranwendung in der bis zum 5.4.2017 geltenden Fassung vgl. § 103 +
+4)

§ 101: Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1 920

§ 101 Abs. 2: IdF d. Art. 2 Nr. 3 G v. 20.7.2022 1 1174 mWv 1.8.2022

Teil 7 Ubergangs- und Schlussvorschriften

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 102 Gleichstellung von Abschlusszeug-
nissen im Rahmen der deutschen Einheit

Prifungszeugnisse nach der Systematik der Ausbildungsberufe und der Systematik der Facharbeiterbe-
rufe und Prafungszeugnisse nach § 37 Absatz 2 stehen einander gleich.

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920

§ 103 Fortgeltung bestehender Regelungen

(1) Die vor dem 1. September 1969 anerkannten Lehrberufe und Anlernberufe oder vergleichbar gere-
gelten Ausbildungsberufe gelten als Ausbildungsberufe im Sinne des § 4. ?Die Berufsbilder, die Berufsbil-
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dungsplane, die Prifungsanforderungen und die Prifungsordnungen fur diese Berufe sind bis zum Erlass
von Ausbildungsordnungen nach § 4 und der Prifungsordnungen nach § 47 anzuwenden.

(2) Die vor dem 1. September 1969 erteilten Prifungszeugnisse in Berufen, die nach Absatz 1 als aner-
kannte Ausbildungsberufe gelten, stehen Prifungszeugnissen nach § 37 Absatz 2 gleich.

(3) Auf Ausbildungsvertrage, die vor dem 30. September 2017 abgeschlossen wurden oder bis zu diesem
Zeitpunkt abgeschlossen werden, sind § 5 Absatz 2 Satz 1, § 11 Absatz 1 Satz 2, § 13 Satz 2, die §§ 14,
43 Absatz 1 Nummer 2, § 79 Absatz 2 Nummer 1 sowie § 101 Absatz 1 Nummer 3 in ihrer bis zum 5. April
2017 geltenden Fassung weiter anzuwenden.

FuBnoten
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§ 104 Ubertragung von Zusténdigkeiten

Die Landesregierungen werden ermachtigt, durch Rechtsverordnung die nach diesem Gesetz den nach
Landesrecht zustandigen Behdrden Ubertragenen Zustandigkeiten nach den §§ 27, 30, 32, 33 und 70 auf
zustandige Stellen zu Ubertragen.

FuBnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920
§ 105 Evaluation

Die Regelungen zur Mindestvergutung, zu Priferdelegationen und die Regelung des § 5 Absatz 2 Satz 1
Nummer 2a werden vom Bundesinstitut fiir Berufsbildung flnf Jahre nach dem Inkrafttreten des Gesetzes
zur Modernisierung und Starkung der beruflichen Bildung wissenschaftlich evaluiert.

Fullnoten
Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 1920
§ 106 Ubergangsregelung

(1) Auf Berufsausbildungsvertrage, die bis zum Ablauf des 31. Dezember 2019 abgeschlossen werden, ist
§ 17 in der bis dahin geltenden Fassung anzuwenden.

(2) TFar Berufsausbildungsvertrage mit Ausbildungsbeginn ab dem 1. Januar 2020 gelten § 34 Absatz 2
Nummer 7 und § 88 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe g in der ab dem 1. Januar 2020 geltenden

Fassung. Im Ubrigen sind fiir Berufsausbildungsvertrage mit Ausbildungsbeginn bis zum Ablauf des 31.
Dezember 2020 die §§ 34, 35 Absatz 3 Satz 1 und § 88 in der am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung
weiterhin anzuwenden.

(3) 1Sofern fur einen anerkannten Fortbildungsabschluss eine Fortbildungsordnung auf Grund des § 53 in
der bis zum Ablauf des 31. Dezember 2019 geltenden Fassung erlassen worden ist, ist diese Fortbildungs-
ordnung bis zum erstmaligen Erlass einer Fortbildungsordnung nach § 53 in der ab dem 1. Januar 2020

geltenden Fassung weiterhin anzuwenden. 2Sofern eine Fortbildungsprifungsregelung nach § 54 in der
bis zum Ablauf des 31. Dezember 2019 geltenden Fassung erlassen worden ist, ist diese Fortbildungspru-
fungsregelung bis zum erstmaligen Erlass einer Fortbildungsprifungsregelung nach § 54 in der ab dem
1. Januar 2020 geltenden Fassung weiterhin anzuwenden.

FuBnoten

Neugefasst durch Bek. v. 4.5.2020 | 920
Redaktionelle Hinweise

Diese Norm enthalt nichtamtliche Satznummern.

- Seite 54 von 55 -



© juris GmbH

- Seite 55 von 55 -



	Gesamtes Gesetz  
					
	
	Fußnoten
	Inhaltsübersicht
	Fußnoten

	Teil 1 Allgemeine Vorschriften
	Fußnoten

	§ 1 Ziele und Begriffe der Berufsbildung
	Fußnoten

	§ 2 Lernorte der Berufsbildung
	Fußnoten

	§ 3 Anwendungsbereich
	Fußnoten

	Teil 2 Berufsbildung
	Fußnoten

	Kapitel 1 Berufsausbildung
	Fußnoten

	Abschnitt 1 Ordnung der Berufsausbildung; Anerkennung von Ausbildungsberufen
	Fußnoten

	§ 4 Anerkennung von Ausbildungsberufen
	Fußnoten

	§ 5 Ausbildungsordnung
	Fußnoten

	§ 6 Erprobung neuer Ausbildungs- und Prüfungsformen
	Fußnoten

	§ 7 Anrechnung beruflicher Vorbildung auf die Ausbildungsdauer
	Fußnoten

	§ 7a Teilzeitberufsausbildung
	Fußnoten

	§ 8 Verkürzung oder Verlängerung der Ausbildungsdauer
	Fußnoten

	§ 9 Regelungsbefugnis
	Fußnoten

	Abschnitt 2 Berufsausbildungsverhältnis
	Fußnoten

	Unterabschnitt 1 Begründung des Ausbildungsverhältnisses
	Fußnoten

	§ 10 Vertrag
	Fußnoten

	§ 11 Vertragsniederschrift
	Fußnoten

	§ 12 Nichtige Vereinbarungen
	Fußnoten

	Unterabschnitt 2 Pflichten der Auszubildenden
	Fußnoten

	§ 13 Verhalten während der Berufsausbildung
	Fußnoten

	Unterabschnitt 3 Pflichten der Ausbildenden
	Fußnoten

	§ 14 Berufsausbildung
	Fußnoten

	§ 15 Freistellung, Anrechnung
	Fußnoten

	§ 16 Zeugnis
	Fußnoten

	Unterabschnitt 4 Vergütung
	Fußnoten

	§ 17 Vergütungsanspruch und Mindestvergütung
	Fußnoten

	§ 18 Bemessung und Fälligkeit der Vergütung
	Fußnoten

	§ 19 Fortzahlung der Vergütung
	Fußnoten

	Unterabschnitt 5 Beginn und Beendigung des Ausbildungsverhältnisses
	Fußnoten

	§ 20 Probezeit
	Fußnoten

	§ 21 Beendigung
	Fußnoten

	§ 22 Kündigung
	Fußnoten

	§ 23 Schadensersatz bei vorzeitiger Beendigung
	Fußnoten

	Unterabschnitt 6 Sonstige Vorschriften
	Fußnoten

	§ 24 Weiterarbeit
	Fußnoten

	§ 25 Unabdingbarkeit
	Fußnoten

	§ 26 Andere Vertragsverhältnisse
	Fußnoten

	Abschnitt 3 Eignung von Ausbildungsstätte und Ausbildungspersonal
	Fußnoten

	§ 27 Eignung der Ausbildungsstätte
	Fußnoten

	§ 28 Eignung von Ausbildenden und Ausbildern oder Ausbilderinnen
	Fußnoten

	§ 29 Persönliche Eignung
	Fußnoten

	§ 30 Fachliche Eignung
	Fußnoten

	§ 31 Europaklausel
	Fußnoten

	§ 31a Sonstige ausländische Vorqualifikationen
	Fußnoten

	§ 32 Überwachung der Eignung
	Fußnoten

	§ 33 Untersagung des Einstellens und Ausbildens
	Fußnoten

	Abschnitt 4 Verzeichnis der Berufsausbildungsverhältnisse
	Fußnoten

	§ 34 Einrichten, Führen
	Fußnoten

	§ 35 Eintragen, Ändern, Löschen
	Fußnoten

	§ 36 Antrag und Mitteilungspflichten
	Fußnoten

	Abschnitt 5 Prüfungswesen
	Fußnoten

	§ 37 Abschlussprüfung
	Fußnoten

	§ 38 Prüfungsgegenstand
	Fußnoten

	§ 39 Prüfungsausschüsse, Prüferdelegationen
	Fußnoten

	§ 40 Zusammensetzung, Berufung
	Fußnoten

	§ 41 Vorsitz, Beschlussfähigkeit, Abstimmung
	Fußnoten

	§ 42 Beschlussfassung, Bewertung der Abschlussprüfung
	Fußnoten

	§ 43 Zulassung zur Abschlussprüfung
	Fußnoten

	§ 44 Zulassung zur Abschlussprüfung bei zeitlich auseinanderfallenden Teilen
	Fußnoten

	§ 45 Zulassung in besonderen Fällen
	Fußnoten

	§ 46 Entscheidung über die Zulassung
	Fußnoten

	§ 47 Prüfungsordnung
	Fußnoten

	§ 48 Zwischenprüfungen
	Fußnoten

	§ 49 Zusatzqualifikationen
	Fußnoten

	§ 50 Gleichstellung von Prüfungszeugnissen
	Fußnoten

	§ 50a Gleichwertigkeit ausländischer Berufsqualifikationen
	Fußnoten

	Abschnitt 6 Interessenvertretung
	Fußnoten

	§ 51 Interessenvertretung
	Fußnoten

	§ 52 Verordnungsermächtigung
	Fußnoten

	Kapitel 2 Berufliche Fortbildung
	Fußnoten

	Abschnitt 1 Fortbildungsordnungen des Bundes
	Fußnoten

	§ 53 Fortbildungsordnungen der höherqualifizierenden Berufsbildung
	Fußnoten

	§ 53a Fortbildungsstufen
	Fußnoten

	§ 53b Geprüfter Berufsspezialist und Geprüfte Berufsspezialistin
	Fußnoten

	§ 53c Bachelor Professional
	Fußnoten

	§ 53d Master Professional
	Fußnoten

	§ 53e Anpassungsfortbildungsordnungen
	Fußnoten

	Abschnitt 2 Fortbildungsprüfungsregelungen der zuständigen Stellen
	Fußnoten

	§ 54 Fortbildungsprüfungsregelungen der zuständigen Stellen
	Fußnoten

	Abschnitt 3 Ausländische Vorqualifikationen, Prüfungen
	Fußnoten

	§ 55 Berücksichtigung ausländischer Vorqualifikationen
	Fußnoten

	§ 56 Fortbildungsprüfungen
	Fußnoten

	§ 57 Gleichstellung von Prüfungszeugnissen
	Fußnoten

	Kapitel 3 Berufliche Umschulung
	Fußnoten

	§ 58 Umschulungsordnung
	Fußnoten

	§ 59 Umschulungsprüfungsregelungen der zuständigen Stellen
	Fußnoten

	§ 60 Umschulung für einen anerkannten Ausbildungsberuf
	Fußnoten

	§ 61 Berücksichtigung ausländischer Vorqualifikationen
	Fußnoten

	§ 62 Umschulungsmaßnahmen; Umschulungsprüfungen
	Fußnoten

	§ 63 Gleichstellung von Prüfungszeugnissen
	Fußnoten

	Kapitel 4 Berufsbildung für besondere Personengruppen
	Fußnoten

	Abschnitt 1 Berufsbildung behinderter Menschen
	Fußnoten

	§ 64 Berufsausbildung
	Fußnoten

	§ 65 Berufsausbildung in anerkannten Ausbildungsberufen
	Fußnoten

	§ 66 Ausbildungsregelungen der zuständigen Stellen
	Fußnoten

	§ 67 Berufliche Fortbildung, berufliche Umschulung
	Fußnoten

	Abschnitt 2 Berufsausbildungsvorbereitung
	Fußnoten

	§ 68 Personenkreis und Anforderungen
	Fußnoten

	§ 69 Qualifizierungsbausteine, Bescheinigung
	Fußnoten

	§ 70 Überwachung, Beratung
	Fußnoten

	Teil 3 Organisation der Berufsbildung
	Fußnoten

	Kapitel 1 Zuständige Stellen; zuständige Behörden
	Fußnoten

	Abschnitt 1 Bestimmung der zuständigen Stelle
	Fußnoten

	§ 71 Zuständige Stellen
	Fußnoten

	§ 72 Bestimmung durch Rechtsverordnung
	Fußnoten

	§ 73 Zuständige Stellen im Bereich des öffentlichen Dienstes
	Fußnoten

	§ 74 Erweiterte Zuständigkeit
	Fußnoten

	§ 75 Zuständige Stellen im Bereich der Kirchen und sonstigen Religionsgemeinschaften des öffentlichen Rechts
	Fußnoten

	Abschnitt 2 Überwachung der Berufsbildung
	Fußnoten

	§ 76 Überwachung, Beratung
	Fußnoten

	Abschnitt 3 Berufsbildungsausschuss der zuständigen Stelle
	Fußnoten

	§ 77 Errichtung
	Fußnoten

	§ 78 Beschlussfähigkeit, Abstimmung
	Fußnoten

	§ 79 Aufgaben
	Fußnoten

	§ 80 Geschäftsordnung
	Fußnoten

	Abschnitt 4 Zuständige Behörden
	Fußnoten

	§ 81 Zuständige Behörden
	Fußnoten

	Kapitel 2 Landesausschüsse für Berufsbildung
	Fußnoten

	§ 82 Errichtung, Geschäftsordnung, Abstimmung
	Fußnoten

	§ 83 Aufgaben
	Fußnoten

	Teil 4 Berufsbildungsforschung, Planung und Statistik
	Fußnoten

	§ 84 Ziele der Berufsbildungsforschung
	Fußnoten

	§ 85 Ziele der Berufsbildungsplanung
	Fußnoten

	§ 86 Berufsbildungsbericht
	Fußnoten

	§ 87 Zweck und Durchführung der Berufsbildungsstatistik
	Fußnoten

	§ 88 Erhebungen
	Fußnoten

	Teil 5 Bundesinstitut für Berufsbildung
	Fußnoten

	§ 89 Bundesinstitut für Berufsbildung
	Fußnoten

	§ 90 Aufgaben
	Fußnoten

	§ 91 Organe
	Fußnoten

	§ 92 Hauptausschuss
	Fußnoten

	§ 93 Präsident oder Präsidentin
	Fußnoten

	§ 94 Wissenschaftlicher Beirat
	Fußnoten

	§ 95 Ausschuss für Fragen behinderter Menschen
	Fußnoten

	§ 96 Finanzierung des Bundesinstituts für Berufsbildung
	Fußnoten

	§ 97 Haushalt
	Fußnoten

	§ 98 Satzung
	Fußnoten

	§ 99 Personal
	Fußnoten

	§ 100 Aufsicht über das Bundesinstitut für Berufsbildung
	Fußnoten

	Teil 6 Bußgeldvorschriften
	Fußnoten

	§ 101 Bußgeldvorschriften
	Fußnoten

	Teil 7 Übergangs- und Schlussvorschriften
	Fußnoten

	§ 102 Gleichstellung von Abschlusszeugnissen im Rahmen der deutschen Einheit
	Fußnoten

	§ 103 Fortgeltung bestehender Regelungen
	Fußnoten

	§ 104 Übertragung von Zuständigkeiten
	Fußnoten

	§ 105 Evaluation
	Fußnoten

	§ 106 Übergangsregelung
	Fußnoten
	Redaktionelle Hinweise




